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stationärer Versorgung vor 14 alle AbonnentINNen haben für dieses 
Pflegefallversicherung 16 Jahr noch eine Ausgabe gut, die Euch 
wiB-Waffen 16 im Januar 90 nachgeschoben wird. Wir 
Diamanten oder Kieselsteine sind halt eine Bewegungszeitung mit 
Baghwan zu behindertem Leben 18 den entsprechenden Problemen. Für 
Darf ein Arzt taub sein? 19 1990 wollen unsere Kräfte verstärken 
Eine Betrachtung 22 und regelmäßiger erscheinen. Wir bit- 
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ten Euch dafür um die pünktliche Be- 
zahlung Euerer Abos oder um Euere 
verstärkten Bestellungen. Die Verstär- 
kung unserer Kräfte wird nötig sein. 
Denn die Grundrechtssituation für be- 
hinderte Menschen verschlechtert sich 
1990 nochmals. 

Nach heutiger Einschätzung wird 1990 
die Sterilisation ohne Einwilligung in 
diesem Land wieder legal. Bei der An- 
hörung des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestages zum ange- 
strebten Betreuungsgesetz sprach sich 
von den anwesenden Sachverständi- 
gen nur eine kleine Minderheit für die 
Vorschläge des Betreuungsgesetzes 
zur Legalisierung aus (Ärztekam- 
mer/Lebenshilfe). Dennoch gibt es auf 
politischer Ebene keinen hoffnunger- 
weckenden Widerstand, weder bei den 
Regierungspolitikern noch in der Bevöl- 
kerung. In der Pro-und-Contra Sen- 
dung der ARD am 7. 12. 89 sprachen 
sich vor der Sendung 62,5% der Zu- 
schauenden für die Sterilisation Gei- 
stigbehinderter aus. Nach der völlig un- 
differenzierten Sendung, aufgeheizt 
durch die dort anwesende aggressive 
Elternschaft und nicht überzeugt durch 
die umständlich agrumentierenden 
Contra-Beiträge, stimmten nach der 
Diskussion 66,9% der Anrufenden für 
die Sterilisation. Wenn das die Volks- 
meinung insgesamt darstellen würde, 
wäre das die 2/3-Mehrheit, 

Na, dann Prost Neujahr. 

Dank sagen wir in diesem Editorial 
noch der LEBENSHILFE-Zeitung für 
die Fotos auf den Seiten 13 und 14 und 
der Zeitschrift PRINZ für den Artikel auf 
Seite 22. LS 


- 


POSTKARTEN 


Die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Clubs Behinderter und ihrer Freunde 
e.V., Eupener Straße 5, 6500 Mainz, 
vertreibt Postkarten mit Motiven, wie wir 
sie im Magazin dieser randschau-Aus- 
gabe abgedruckt haben. Wer sie sinnig 
findet und besitzen möchte, bitte 
schön: / 6 u DM pro Stück. 


Interdisziplinäres 
Seminar 


Im Studium Universale der Universität 
Bonn gibt es im Wintersemester 89/90 
interessante Seminare zum Thema 
„Wissenschaft auf Irrwegen: Biologis- 
mus, Rassenhygiene, Eugenik“, diens- 
tags von 18.30 bis 20.00 Uhr ab 21.11.89. 
Beispiel: 12.12.89 Vorführung von NS- 
Propagandafilmen über Erbkrankhei- 
ten. Einführung: Dr. P Bucher, Bundss- 
archiv Koblenz. Moderation: Prof.s 
Propping und Schott. Bei Arne Simon 
ist das gesamte Programm anzufor- 
dern. Er schreibt uns: „Solltet Ihr Inter- 
esse haben, könnten wir uns wegen der 
Modalitäten (Aufzug etc} nochmal 
kurzschließen (02223/23906)" Arne 
Simon, Tombergerstr. 4 in 5330 Königs- 
winter t 


Anti-Eugenik- 
Koordination . 


Wie in der vergangenen Ausgabe der 
„randschau“ noch kurz vorangekün- 
digt, haben sich Aktive aus verschiede- 
nen Initiativen zusammengesetzt, die 
aus den unterschiedlichsten Zusam- 
menhängen heraus anti-eugenisch ar- 
beiten, besonders in den Bereichen 
Gen-Technik, Sterilisation, Sterbehilfe, 
pränatale Diagnostik und humangene- 
tische Beratung. Die vertretenen Initia- 
tiven reichten über die Behindertenbe- 
wegung hinaus. 

Die Versammlung war sich einig, daß 
Informationsfluß und Zusammenarbeit 
verstärkt werden müssen. Es wurde 


zwar kein Koordinationsausschuß ge- 


gründet, aber ein Zusammenhang aus 
dem ein solcher entstehen kann. 

So wird es ab sofort alle 14 Tage einen 
Anti-Eugenik-Rundbrief geben mit al- 
ler wichtigen Informationen. Er kann 
zunächst kostenlos (3 Monate) besteilt 
werden bei Andreas Jürgens, Goethe- 
str. 12, 3550 Kassel. Für das nächste 
Frühjahr wird zur Diskussion der wich- 
tigsten Widersprüche innerhalb der Be- 
wegungen (z.B. Pro und Contra präna- 
tale Diagnostik) von Uschi Aurien in 
Berlin eine Wochenendveranstaltung 
vorbereitet, die wir in der randschau 
frühzeitig ankündigen werden. 


Magazin 
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ENDE DER EISZEIT 


Aufruf zur Europäischen Projektmesse 
„Ende der Eiszeit“ ist eine Initiative ver- 
schiedener Personen und Gruppen der 
westdeutschen Alternativszene, eine 
Europäische Projektmesse im Mai 1991 
in Westberlin zu veranstalten. 

Unsere Situation in den Projekten ist 
gekennzeichnet von einer zahlenmäßi- 
gen Breite und Vielfättigkeit, einer zu- 
nehmenden Professionalisierung und 
Orientierung zu ökonomischer Stabili- 
tät. Diese Entwicklung wirft Fragen 
nach der Fortentwicklung selbstverwal- 
teter Zusammenhänge auf. Die Auf- 
bruchstimmung der 70er Jahre ist für 
viele Projekte und Personen einer Er- 
nüchterung über unsere eigene gesell- 
schaftliche Bedeutung gewichen. Trotz- 
dem bleiben unsere Ansprüche, anders 
d.h. selbstbestimmt zu arbeiten und zu 
leben, sowie Modelle und Alternativen 
gegen Umweltzerstörung und Armut zu 
suchen. Wir wissen, daß diese Ansätze 
auch in anderen Ländern verfolgt wer- 
den und wollen in einen internationalen 
Dialog eintreten. Der Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft „von 
oben“, ab 1992 im Rahmen des EG- 
Binnenmarktes, soll ein Prozeß „von 
unten" gegenübergestellt werden. Wir 
sehen unsere Initiative im Zusarmmen- 
hang mit verschiedenen ähnlichen in- 
ternationalen Projekten des Jahres 
1989: - die MIR-Caravane startete im 
Mai 1989 in Moskau eine gesamteuro- 
päische Kulturtournee mit 200 Aktivi- 
stinnen aus acht europäischen Län- 
dern ..., - Mitte Juli ist in Paris ein alter- 
nativer Weltwirtschaftsgipfel gewesen, 
der Fragen der „Dritten Welt“, der Ar- 
mut, der Umweltzerstörung und des 
Friedens behandelte ..., - im August 


versammelten sich in der Provence Ver- 
treterInnen der freien Radios verschie- 
dener europäischer Länder ..., - noch 
weitere unabhängige, linke Medien tra- 
fen sich auf einem großen Festival im 
September in Amsterdam unter dem 
Motte „Europa gegen den Strom“ ... 

Auch unsere Idee einer Europäischen 
Projektmesse soll keine Veranstaltung 
im Sinne EG-Europas, sondern für ein 
„Europa der Regionen” werden. Über 
die Grenzen des EG-Binnenmarktes 
und Europas hinaus suchen wir Kontakt 
und Austausch im Sinne einer gemein- 
samen Standortbestimmung. Dabei ist 
uns bewußt, daß die Entwicklung von 
Gegenströmungen zum herrschenden 
Europa in den verschiedenen Ländern 
unterschiedlich ausgeprägt ist. Die Eu- 
ropäische Projektmesse wünschen wir 
uns daher als ein Forurmn, all dies in sei- 
ner ganzen Unterschiedlichkeit zusam- 
menkommen zu lassen. Kontakte und 
Verbindungen sollen entstehen können 
2.B. zwischen neuen Kooperativen aus 
Osteuropa, westeuropäischen selbst- 
verwalteten Betrieben und Projekten 
aus der „Dritten Welt“. Ende der Eiszeit 
als Motto der Projektmesse soll einen 
politischen Rahmen bilden, der einer 
internationalen Bewegung Raum bie- 
tet, die Selbstbestimmung und Selbst- 
verwaltung fordert und praktizieren will. 
Die Europäische Projektmesse wird ini- 
tiiert von CONTRASTE e.V, einem Ver- 
ein für Selbstverwaltung und Ökologie, 
der die einzige deutschsprachige Zei- 
tung für den Bereich der alternativen 
Projekte monatlich herausgibt. Im 
Herbst 1989 wird in Westberlin ein 
Koordinationsbüro zur Projektmesse 
eröffnet. Bis zu diesem Zeitpunkt ist 
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Kontaktadresse: CONTRASTE e.V. 
Postfach 10 45 20 6900 Heidelberg 1 
Tel. 06221/1 34 02 Wir verstehen die- 
sen Aufruf als Einladung zur inhaltli- 
chen und organisatorischen Vorberei- 
tung. Geplant ist auch die Berufung ei- 
nes international besetzten Beirats. 
Was dann wirklich 1991 in Westberlin 
stattfinden kann, ist auf diese Weise 
von einer breiten Beteiligung europäi- 
scher Projekts und Initiativen abhän- 
gig. Diskutiert den Aufruf in euren Zu- 
sammenhängen und meldet euch! 


Epidermolysis Bullosa 


Die IEB, die Interessensgemeinschaft 
Epidermolysis Bullosa, hat ihr Büro im 
Hause des DPWYV, Haussmannstr. 6 in 
7000 Stuttgart 1, Tel.: 0711/2637-102. 

„Epidermolysis Bullosa (das muß man 
erst mal aussprechen können d.S.) be- 
deutet eine blasige Ablösung der Ober- 
haut und steht als Fachausdruck in der 
Medizin für eine Gruppe meist angebo- 
rener, unheilbarer Hautkrankheiten un- 
terschiedlichen Schweregrades.. Es 
entstehen Narben und in manchen Fäl- 
len Verluste von Finger- und Fußnä- 
gein, Funktionsstörungen durch Zu- 
sammenwachsen der Finger und Ze- 
hen, so sagt‘ s eine Faltblatt der Inter- 
essengemeinschaft. Sie versteht sich 
als Selbsthilfeverein, der Betroffenen 
und ihren Angehörigen mit Rat und Tat 
zur Seite stehen möchte, Weitere Aus- 
züge aus dem Faltblatt: „Für eine 
kleine Gruppe unserer Gesellschaft be- 
deutet die Diagnose E.B. ein Leben mit 
einer Schwerstbehinderung .. Das 


ganze Leben von EB- kranken Men- 
schen wird begleitet von den üblichen 
Vorurteilen gegenüber Behinderten, 
die bei einer Hautkrankheit durch die 
Angst vor Ansteckung und das Nichter- 
füllen der ästhetischen Maßstäbe um 
ein Vielfaches verstärkt sind. .. Die Er- 
krankung ist nicht ansteckend.. Die 
Ziele der IEB (1985 gegründet}: Errei- 
chung aller Betroffene in der BRD, Her- 
stellen von Kontakten unter den Betrof- 
fenen, Sammlung und Verteilung von 
medizinischem Wissen und von pflege- 
rischen Hilfen, Beratung in medizini- 
schen, psychologischen und sozialen 
Fragen, Öffentlichkeitsarbeit mit dem 
Ziel, Vorurteile und Benachteiligungen 
abzubauen und Kontaktaufnahme mit 
Spezialisten und Kliniken mit dem Ziel, 
die wissenschaftliche Arbeit mit der Er- 
krankung voranzutreiben.“ Geschrie- 
ben hat uns Antoinette Müller-Große, 
Telefon: 02331-336821. 


Heredo-Ataxie 


Der Bundesverband „Deutsche Her- 
edo-Ataxie Gesellschaft“ (DHAG) ist ei- 
ner der Initiatoren, die im Oktober 89 
eine EUROPÄISCHE VEREINIGUNG 
ERBLICHER ATAXIEN gegründet ha- 
ben. Zur Versammlung am 1. 10. 89 wa- 
ren Vertreter aus Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Frankreich, Großbrita- 
nien, Irland, Niederlanden, Spanien 
gekommen. 

Ziele der neuen Vereinigung sind: 
1. Kontakte der Patienten untereinan- 
der 2, Hilfe für Patienten auf medizini- 
schem und sozialem Gebiet 3. Forcie- 
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rung der medizinischen Forschung 
nach Ursache und Therapie bei Her- 
edo-Ataxie 4. Bekanntmachung der 
Krankheit 

Erbliche Ataxien oder „Heredo-Ata- 
xien“ sind Erkrankungen des Nerven- 
systerns, die entweder „autosomial do- 
minant" oder „autosomial rezessiv" 
vererbt werden. Ihr gemeinsames Sym- 
ptom ist die Ataxie, d.h. die gestörte 
Koordination der Bewegungsabläufe. 
Die Zahl der Erkrankten wird in der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft auf 10.000 - 
15.000 Menschen geschätzt. 

Eine neue Informations-Broschüre, die 
die DHAG herausgegeben hat, kann 
bei der Geschäftsstelle der DHAG, 
Möhringer Landstr. 103 a, 7000 Stutt- 
gart 80 bezogen werden. 


Sonder-Perspektive 


Eine neue Körperbehinderten-Initiative 
im Landkreis München: Die gemein- 
nützige Gesellschaft „Perspektive“ 

In dieser Initiative, die bereits Anfang 
Oktober '88 gegründet wurde, haben 
sich ehemalig drei Behinderten-Ein- 
richtungen zusammengaschlossen: 
Dies sind der Landesverband Bayern 
für spastisch Gelähmte und andere 
Körperbehinderte sowie die Stiftung 
der Pfennigparade und Bayrische Lan- 
desschule für Körperbehinderte. 

Da die Schulentlassung für schwerbe- 
hinderte Menschen oftmals Endstation 
bedeutet - weil sie wegen Art und 
Schwere der Behinderung keinen Ar- 
beitsplatz in einer Werkstatt erhalten -, 
besteht das Ziel der Initiative darin, 
Weiterförderung von schwer körperbe- 
hinderten Jugendlichen und Erwachse- 
nen in der Zeit danach. Konkret bedeu- 
tet dies Lernziele wie Persönlichkeit- 
sentwicklung und Horizonterweiterung. 
Nach den Vorstellungen der Initiatoren, 
soll in einem leerstehenden Schulge- 
bäude - in Öttbrunn - eine Tagesförder- 
stätte - für maximal 30 Körperbehin- 
derte entstehen. 

Was dem Projekt „Perspektive“ noch 
fehlt, ist die Kostenübernahme von 
jährlich 600.000 DM durch den Bezirk 
von Oberbayern. Dabei heißt es in einer 
Broschüre des Bayerischen Staatsmi- 
nisteriums für Arbeits und Sozialord- 
nung: „Oberstes Gebot ist die Berück- 
sichtigung der Bedürfnisse Behin- 
derter“. 

Werner Müller 


Kommentar 

Ohne nun die Idee der „Perspek- 
tive"-Initiatoren schmälern zu wollen, 
stellt sich jedoch die Frage, ob eine der- 


artige Tagesförderstätte notwendig ist. 
Um nun nicht falsch verstanden zu wor- 
den, die Alternative dazu darf keines- 
talls heißen: Verkümmerung der erlern- 
ten Fähigkeiten oder das Verkriechen 
der Betroffenen in ihre vier Wände, weil 
sie aufgrund ihrer Behinderung seibst 
in einer Werkstatt für Behinderte kaum 
noch eins Chance haben werden. 

Deshalb muß auch verstärkt darüber 
nachgedacht werden, wie schwerstbe- 
hinderte Menschen ihr Leben auch - 
oder gerade - ohne Arbeit sinnvoll ge- 
stalten können. Doch muß deshalb 
gleich eine Institution gegründet wer- 
den? (Sonder)-Schulen müssen doch 
in der Lage sein, rechtzeitig Perspekti- 
ven aufzuzeigen, was Betroffene aus 
ihren vorhandenen Möglichkeiten ma- 
chen können. Dabei geht es wohl auch 
um die Frage, ob Arbeit - im herkömmii- 
chen Sinne - die wichtigste Möglichkeit 
ist, um einen Lebenssinn sehen zu kön- 
nen bzw. nicht das Gefühl zu bekom- 


men, nutzlos zu sein. Solche Ansätze , 


können beispielsweise im Rahmen des 
Behindertenprogrammes der Münch- 
ner Volkshochschule fortgeführt wer- 
den. 

Werner Müller 


Der Ruf 
aus dem Knast: 
Vorsicht Haberfeld! 


Wie wir aus gewöhnlich gut unterrichte- 
tan Kreisen erfahren haben, gibt es nun 
bald wieder ein neues HABERFELD. 
Wie uns ein Behördensprecher auf An- 
frage mitteilte, handelt es sich sich 
beim HABERFELD eindeutig um eine 
anarchistische Anti-Wegschließ-Zei- 
tung. Mitarbeiter des Bundeskrimina- 
lamts konnten bereits den Schlupfwin- 
kei dieser Verbrecher ausfindig ma- 
chen. Unter der Adresse HABERFELD, 
Glasstraße 80, 5000 Köln 30 wird dieses 
Pamphlet bundesweit für einen Abo- 
preis von DM 20,- (5 Ausgaben) vertrei- 
ben. An Gefangene wird diese Hetz- 
schrift sogar kostenlos abgegeben. Es 
liegen gesicherte Erkenntnisse vor, daß 
die erste Ausgabe des HABERFELDS 
Mitte Oktober erscheinen ist. 

Aber jetzt im Ernst: Abobestellungen 
nehmen wir gern entgegen über: 
DURCHBLICK, c/o Buchladen, Gnei- 
senaustr.2a, 1000 Berlin 61. 


SchülerInnen- 
Wettbewerb 


Der Arbeitskreis Bild und Ton e.V. be- 
steht seit nunmehr zwanzig Jahren. In 
einern Grußwort schreibt die Präsiden- 
tin des Deutschen Bundestages, Prof. 


Dr. Rita Süssmuth, der Arbeitskreis 
habe nicht nur den Kontakt zu im Aus- 
land lebenden Deutschen aufrechter- 
halten. Ebenso habe er seine Arbeit „in 
besonderen Maße an blinde und seh- 
behinderte Menschen in unserer Ge- 
sellschaft ausgerichtet". 

Anläßlich seines Jubiläums ruft der Ar- 
beitskreis zu einem bundesweiten 
Schülerwettbewerb auf, Unter dem 
Motto „Wir Schüler und unsere Um- 
welt" werden Aufsätze, Zeichnungen, 
Fotos sowie Tonband- und Cassetten- 
aufzeichungen gesucht, in denen 
SchülerInnen sich mit dem Problem 
der Bedrohung unserer Lebensgrund- 
lagen auseinandersetzen. Wertvolle 
Preise warten auf die TeilnehmerInnen, 
Einsendeschluß ist der 30. 06. 90, Wei- 
tere Informationen und die Teilnahme- 
bedingungen sind mit Beifügung eines 
trankierten Rückumschlages bei dem 
Jugendreferenten Paul Weil, Im Wei- 
denbruch 152, 5000 Köln 80, anzufor- 
dern. 


Ein Buch zur 
Normalität der Kunst 


In keinem Geschichtsbuch über das Al- 
tertum dürfen sie fehlen: Die Abbildun- 
gen griechischer Helden, bei deren 
ehrfürchtigen Betrachtung ihrer vollen- 
det schönen Körper sich niemand von 
abhanden gekommenen Gliedmaßen 
iritieren läßt. Schrecken und Abkehr 
rufen dagegen Bilder hervor, auf denen 
Kriegs- oder Unfallverletzte mit ampu- 
tierten Beinen zu erkennen sind, 
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HERR ÜBER , 


NEEMERN: 


Diesem merkwürdigen Widerspruch 
der Reaktionen von Bewunderung und 
Entsetzen angesichts nahezu gleicher 
Körperformen ist Christian Mürner in 
seinem Buch „Die Normalität der 
Kunst“ nachgegangen. Angefangen 
bei den Reliefs aus der Antike, den Ge- 
mälden des Mittelalters bis hin zu den 
Karikaturen mancher progressiven 
Zeitgenossin analysiert er das Bild, 
„das wir Normalen uns von Behinder- 
ten machen". Anhand zahlreicher Bei- 
spiele wird die lange Kontinuität der 
Symbolik verfolgt: Behinderung taucht 
immer dann auf, wenn menschliches 
Elend und Unglück, drohende Gefah- 
ren oder der Tod selbst zum Thema der 
Kunst werden. Verkrüppelte erhalten 
die Funktion, die Abblidungen von 
Schönheit und Erhabenheit zu kontra- 
stieren und damit die Tugenden zu er- 
höhen. Die Kunst, so Mürner, genießt 
zwar den Ruf der Normbracherin, hebt 
aber in den Behinderten- Bildern die 
symbolische Gewalt keineswegs auf. 
Dem Autor geht es in seinen spannen- 
den Überlegungen nicht darum, etwa 
Zeichnern wie Otto Dix oder George 
Grosz den Rang streitig zu machen, be- 
hauptet aber, daß auch die „hohe 
Kunst“ die Ansichten der Normalität 
transportiert. Das Normale erscheint im 
Bild als Leitfigur für die Behinderten, 
die demnach keine eigene Identität und 
Individualität besitzen. 

Allerdings bringen erst die Betrachter 
„das Werk in Verbindung mit der Au- 
Benwelt“, und zwar im „Rahmen ihrer 
Gewohnheiten“. So führen die Bilder 
nicht zu den realen behinderten Perso- 
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nen, sondern nur zu den Vorstellungen, 
die Nichtbehinderte sich von Behinder- 
ten ohnehin machen: Sichtweisen wer- 
den reproduziert, die von der Normali- 
tät geprägt sind. Dieser Mechanismus 
funktioniert, weil die Normalen perma- 
nent auf der Suche nach Anstößen 
sind, die ihr Selbstwertgefühl steigern. 
Die Behinderten-Bilder bieten „offen- 
kundig die visuelle Möglichkeit des 
scheinbar akzeptablen Abreagierens“, 
der dokumentierte und deshalb wieder- 
holte Ausschluß des Behinderten er- 
laubt die überlegene Mitleidshaltung 
des Beobachters. Solches Wohlfühlen 
durch Distanzierung macht stutzig: 
Welche Ängste verdrängt die 'Betrach- 
tungsweise der Normalität, um dann 
unso gewalttätiger In Definitionen um- 
zuschlagen, die Leben bewerten? 

An dieser Stelle muß zwangsläufig die 
Kritik an denjenigen ansetzen, die Be- 
hinderten-Bilder für den guten (politi- 
schen) Zweck nutzen. Denn um einen 
schlechten Zug der täglichen Realität 
zu entlarven - bspw. die Gefahren der 
Atomkraft -, münden etliche der Versu- 
che in der Verharmlosung der gleich- 
zeitig reproduzierten Diskriminierun- 
gen. Auf Grund des „überlagerten kriti- 
sierten Phänomens“ findet eine Aus- 
einandersetzung mit dem direkt 
Dargestellten nicht statt, vorhandene 
Vorurteile werden toleriert. Schlechte 
Voraussetzungen für die Konsequenz, 
die Mürner aus seinen nicht immer 
leicht zu lesenden Betrachtungen ab- 
leitet: „Eine problematische Normali- 
sierung der Ästhetik der Normalität 
steht an. 

Christian Mürner: Die Normalität der 
Kunst - Köln, Pahl-Rugenstein 1989. 


Udo Sierck 


Stellungnahme 


zum Schwerpunkt 
Unser Lebensrecht ist undiskutierbar in 
der Ausgabe 2/3 der „randschau“: 


Es gibt nicht nur die LEBENSHILFE als 
Verband der Eltern von Kindern mit gei- 
stiger Behinderung und diesen selbst. 
Von einem anderen mit Hauptsitz in 
Bielefeld erhielten wir folgende Stel- 
lungnahme; 


Erklärung einer 
Eiterninitiative 


Vom 09.-11. Juni 1989 trafen sich Eltern 
von Menschen mit Down-Syndrom 
(Chromosomenstörung Trisomie 2% 
u.ä.) mit ihren Kindern in Bethei. 

Die Teilnehmer stellten mit großer Be- 
troffenheit die sich in letzter Zeit vor- 
stärkenden Tendenzen fest, Lebens- 
recht und Lebensqualität für bestimmte 
Menschen in Frage zu stellen. 

Die Teilnehmer fordern: 

- die Unantastbarkeit allen menschli- 
chen Lebens ohne jede Einschrän- 
kung, 

- jeden Menschen so anzunehmen, 
wie er ist, 

- keine Aussonderung, auch nicht vor 
der Geburt, 

- keine Unterscheidung zwischen le- 
benswert und lebensunwert, 

- daß das Recht, Mensch zu sein, für 
alle Individuen gilt und nicht zur Dis- 
kussion steht. 

Menschen mit Down-Syndrom (und an- 
dere Menschen, die spezielle Hilfe be- 
nötigen) sind Person und Persönlich- 
keit (so der Titel des einleitenden Vor- 
trages dieser Tagung). Sie gehören 
selbstverständlich zu unserer Gesell- 
schaft, mit allen Rechten, auch auf 
Hilte, die jedem Menschen zustehen. 
Sie sind zugleich Herausforderung und 
Bereicherung des menschlichen Zu- 
sammenlebens. 


Kontaktadresse: 
Hermann Steiße 
Hege®straße 43 
4P00 Bielefetd 44 


Erlebnisbericht zum Schwerpunkt 
Unser lebensrecht ist undiskutierbar in 
der Ausgabe 2/3 der „randschau“: 


In der Anti-Eugenik-Debatte kommt es 
immer wieder zu seltsamen Koalitio- 
nen, wenn auch nicht in Absprache, so 
doch in der Aktionsrichtung. Von einer 
Aktion gegen Julius Hackethal unter- 
richtet uns ein Schreiben des Wiesba- 
dener „Club of Life e.V", aus dem wir im 
folgenden zitieren: 


LEBENSSCHÜTZER 
GEGEN HACKETHAL 


"Staatsanwaltschaft will nicht gegen 
Gewalttätigkeiten der Euthanasielobby 
vorgehen. 

Nach einer Entscheidung der Staatsarnı- 
waltschaft Mainz liegt es „nicht im öf- 
tentlichen Interesse‘, Gewalttätigkeiten 
von Euthanasiebefürwortern gegen 
Euthanasiegegner strafrechtlich zu 
ahnden. Eine Mitarbeiterin des Club of 
Life hatte im Dezember vergangenen 
Jahres vor Beginn einer Veranstaltung 
im Mainzer Hilton-Hotel mit Julius 
Hackethal an die eintretenden Besu- 
cher Flugblätter mit dem Titel „Nie wie- 
der Euthanasie!“ verteilt. Der Veran- 
stalter Martin Georg, Geschäftsführer 
der Investor- und Treuhand- Beratungs- 
gesellschaft in Düsseldorf, griff sie dar- 
aufhin tätlich an und stieß sie brutal 
zwei Stockwerke die Treppe hinunter, 
so daß sie sich in ärztliche Behandlung 
begeben mußte und mehrere Tage ar- 
beitsunfähig war. Die Mitarbeiterin des 
Club of Life erstattete Anzeige. In einer 
Entscheidung vom 12. Mai 1989 wei- 
gerte sich Oberamtsanwalt Nick von 
der Mainzer Staatsanwaltschaft, gegen 
Martin Georg ein Strafverfahren zu er- 
öffnen, da an einem solchen Verfahren 
„kein öffentliches Interesse“ bestehe. 
Die Rechtsvertretung der Mitarbeiterin 
des Club of Life tegte gegen Oberamt- 
sanwalt Nicks Entscheidung Be- 
schwerde ein, in der es u.a. heißt: 

„.., Ihr Schreiben stellt einen Schlag 
ins Gesicht aller der Personen dar, die 
sich gegen den Massenmord der Ab- 
treibung und gegen die kriminellen 
Pläne vor Leuten wenden, die in 
Deutschland wieder die Euthanasie 
hoffähig machen möchten. Angesichts 
der Vergangenheit unseres Volkes er- 
scheint die hier von der Staatsanwalt- 
schaft eingenommene Haltung mehr 
als befremdlich.... 

Wenn dieser Mann (Hackethal) schon 
unbehelligt von der Staatsanwaltschaft 
sein Unwesen treiben darf, so ist es 
umso wichtiger, daß ihn verantwor- 
tungsbewußte Bürger bekämpfen, die 
noch wissen, daß das höchste zu schüt- 
zende Gut unserem Rechtsstaat das 
Leben ist... 

Mandantin, sondern es geht darum, 
daß der Beschuldigte eine Frau, die 
sich in uneigennütziger Weise für das 
Leben einsetzt, brutal angegriffen und 
verlatzt hat. Sein rechtswidriger Angriff 
richtet sich nicht nur gegen unsere 
Mandantin, sondern gegen all die zahl- 
reichen verantwortungsbewußten Bür- 
ger in unserem Land, die sich mit den 
verbrecherischen Ideen eines Hackt- 
hals und mit dem Massenmord an un- 
geborenen Kindern nicht abfinden kön- 
nen, sondern hiergegen ihre Stimme 
erheben.“ 


Schwerpunkt-Thema 


: die randschau 


Sterbebegleitung statt »Sterbehilfe« 


Wenn die Aktiven der bundesdeut- 
schen Behindertenbewegung gegen 
die aktive Sterbehilfe streiten, werden 
sie immer wieder mit Fällen tatsächlich 
entmenschlichten und unwürdigen 
Sterbens in Anonymität und Isolation 
konfrontiert. Wir verweisen dann immer 
auf die Modelle sterbebegleitender und 
schmerzlindernder Dienste, ohne je- 
doch genau zu wissen, wie weit diese 
Hilfen schon zur Verfügung stehen. In 
der BRD gibt es zwei Bewegungen, die 
in diesem Bereich aktiv und unter den 
Begriffen „Omega“ und „Hospiz“ be- 
kannt geworden sind. Die Unterschiede 
sind nicht inhaltlicher Art, sind eher in 
unterschiedlichen Entwicklungspro- 
zessen begründet. 1000 Hospiz-initiati- 
ven gibt es annähernd bereits in der 
Bundesrepublik, aber erst 6 Hospize, 
Das liegt auch an den mangelnden fi- 
nanziellen Absicherungen. Nach Aus- 
sage von Renate Wiedemann, der Mit- 
begründerin der „Deutschen Hospiz- 
hilfe“, ist diese Bewegung in Deutsch- 
land u.a. als Reaktion auf Hackethal 


entstanden. Es habe sie sehr berührt, 
„als sich die krebskranke Rentnerin 
Hermy Eckert von Professor Hackethal 
Sterbehilfe durch Zyankali geben ließ 
und qualvoll starb. Ich konnte und 
wollte einfach nicht glauben, daß es 
zwischen großem Leid und einem Gift- 
becher keine Alternative geben sollte.“ 
Als den Schwerpunkt dieser rand- 
schau-Ausgabe drucken wir Auszüge 
aus dem Konzept zu einem „Projekt 
Hospiz" ab, das in Lohmar bei Köln ent- 
steht. Außerdem haben wir ein Inter- 
view mit einem der Projektgründer, Jür- 
gen Caloja, geführt. 


DAS STERBEN 
ER-LEBEN 


Der „Freundeskreis zur Förderung von 
Sterbebegleitung und Hospiz e.V“ 
{Lohmar) ist eine unabhängige und 
überkonfessionelle Initiative, in der sich 
Menschen zusammengeschlossen ha- 
ben, die die Gedanken der Hospizbe- 
wegung aufgreifen und in einem kon- 


kreten Projekt realisieren möchten. Ho- 
spiz oder Einrichtungen für Sterbebe- 
gleitung sind vor etwa 20 Jahren 
zunächst in den USA und in England 
unter Mitwirkung von E. Kübler-Ross 
und C.Saunders errichtet worden. In 
der Bundesrepublik wird erst seit eini- 
gen Jahren im Rahmen von kirchlichen 
Institutionen und von Palliativ-Statio- 
nen (Schmerzlinderung und -löschung/ 
lat. pallium - der Mantel, wie mit einem 
Mantel zudeckend) in Klinken versucht, 
dem Beispiel der amerikanischen und 
englischen Hospize zu folgen. Dane- 
ben haben sich viele Gruppen und In- 
itiativen mit den Ideen der Hospizbewe- 
gung befaßt. Sie tragen diese Gedan- 
ken in unterschiedlicher Form in die öf- 
fentliche Diskussion und verändern 
damit die Einstellung zu Tode und Ster- 
ben. Der gesellschaftliche Hintergrund 
der Hospizbewegung ist das wach- 
sende Unbehagen an der Art, wie mit 
Sterben und Tod in unserer Zeit umge- 
gangen wird. Schon im Jahre 1978 star- 
ben fast 60% der Menschen in der 
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Bundesrepublik in Krankenhäusern, 
d.h. in Institutionen, die von Ausstat- 
tung und Auftrag her auf Krankheitsbe- 
kämpfung ausgerichtet sind und in de- 
nen die „terminale Diagnose“ (d.h. auf 
den Tod zugehend) als Fehlschlag der 
Heilkunst verstanden werden muß. 
Dem steht gegenüber, daß Menschen, 


dersetzung mit Sinn und Unsinn der ei- 
genen Krankheit und des Sterbens für 
den Kranken, aber auch für die Ange- 
hörigen und die Begleiter als eine Rei- 
fung der Persönlichkeit erfahren 
werden. 

In einem würdevollen Sterben kann das 
„Prinzip Hoffnung“ (Ernst Bloch) ein- 


Das Leben 


muß man das ganze Leben 


lang lernen, 


und was dich vielleicht 
noch mehr erstaunen mag: 


Das Leben lang 


muß man Sterben lernen. 


die befragt werden, wie sie sterben 
möchten, in der überwältigenden Mehr- 
heit angeben, daß sie ihr Leben zu 
Hause in der vertrauten Umgebung 
beenden möchten. Real wird der Tod 
von der Gesellschaft in Krankenhäuser, 
Pflegeheime und andere Institutionen 
verdrängt. Er verschwindet damit als 
konkrete Erfahrung aus den Familien 
und dem Gemeinwesen und damit 
auch aus dem Bewußtsein derer, die 
nicht (oder noch nicht) unmittelbar mit 
Ihrn konfrontiert sind. Sterben und Tod 
werden fremd, erschreckend und be-. 
drohlich. Als eins heute immer häufiger 
werdende, aber doch sehr hilflose Re- 
aktion auf diese Entwicklung wird leider 
der Ruf nach aktiver Sterbehilfe laut. 
Hospize ermöglichen, was jeder sich 
wünscht: unter gutem menschlichen 
und ärztlichen Beistand die zuendege- 
hende Lebenszeit bis in die letzten 
Stunden als lebenswert empfinden zu 
können und an der Hand eines lieben 


B__ 
OMEGA 


Mit dem Sterben leben e.V. 


Kasseler Schlagd 19 
3510 Hann. Münden 1 
Telefon: (05541) 71130 


und 5356 


Mitmenschen ein friedliches und mög- 
lichst schmerzfreies Sterben im Kreise 
der Angehörigen und Freunde zu erie- 
ben... 

Wo dies geschieht, kann die Auseinan- 
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Seneca 


gelöst werden als eine letzte Erfahrung 
sinnvollen Lebens, sowohl für den At- 
heisten wie auch für Glaubende. Daher 
können in der Arbeit des Hospiz’ Chri- 
sten und Andersdenkende auch hilf- 
reich zusammenwirken. 

Das Hospizprojekt .. (in Lohmar) soll 
folgende Bereiche umfassen: 


Das Hospiz 

Es bietet denjenigen, die alleinstehend 
sind, oder die mit Hilfe des dem Hospiz 
angegliederten Hausbetreuungsdien- 
stes nicht umsorgt werden können, ein 
Zuhause für die letzte Lebenszeit. 
Hierzu gehört die seelische Begleitung 
und die spezifische Schmerztherapie 
ebenso wie die wohnliche Atmosphäre 
und die Einbeziehung von Angehöri- 
gen und Freunden. Doch der Aufenthalt 
im Hospiz soll nach Möglichkeit die 
Ausnahme sein oder nur vorüberge- 
hend zur Anleitung in der Pflege oder 
auch zur Entlastung der Angehörigen 
dienen. 


Der Haus- 
betreuungsdienst 


Er besteht aus speziell geschulten frei- 
willigen und professionellen Helferin- 
nen und Helfern. Sie stehen Angehöri- 
gen, Freunden und Nachbarn bei, die 
die Sorge um die Menschen tragen, die 
auf den Tod zugehen, Sterbehilfe, Ei- 
geninitiative und nachbarliche Hilfe 
werden‘ so gefördert. Sterben be- 
kommt wieder seinen Platz in der Fami- 
lie und Gemeinde. Die freiwilligen Her- 
ferinnen und Helfer sind ein wesentli- 
cher Bestandteil des Hospizgedan- 
kens. Sie bewahren die Sterbebeglei- 
tung vor einseitiger Professionalisie- 
rung, sie helfen, das Tabu um Tod und 
Sterben in unserer Gesellschaft zu 
durchbrechen und zu zeigen, daß Alter 
Krankheit und Sterben als sinnge- 


bende Erfahrung zum Leben gehören. 


Die Bildungs- und 
Beratungsstelle 


Sie bietet seelische und im Einzelfall 
auch psychotherapeutische Unterstüt- 
zung ar. Dies gilt nicht nur für Familien, 
die sich auf den Tod ihrer Angehörigen 
vorbereiten könrıen, sondern auch und 
besonders für Familien, die unvorberei- 
tet Angehörige durch Unfall oder Suizid 
verlieren. Wie wichtig solche Hilfe zur 
Bewältigung von Trauer ist, zeigen Un- 
tersuchungen über körperliche und 
seelische Erkrankungen nach Tödssfäl- 
len. Die Ärzte und Psychologen der Be- 
ratungsstelle informieren im Rahmen 
der Schmerzambulanz über optimale 
medizinische und psychologische 
Schmerztherapien. Gleichzeitig wer- 
den in der Bildungs- und Beratungs- 
stelle die Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter in der Sterbebegleitung ausge- 
bildet und Selbsthilfegruppen initiiert 
und begleitet. 


Laufende Informationen zur Hospiz- 
Bewegung, die Broschüre zur Schmerz- 
therapie bei Sterbenskranken und 
Adressenlisten sind gegen Vorauszah- 
lung des Selbstkostenpreises von 10 
Mark erhältlich. Adresse: Deutsche 
Hospizhilfe, 2110 Buchholz. HIT - das 
Hospiz-Informations-Telefon der Deut- 
schen Hospizhilfe — ist unter der Num- 
mer 0.41 81/394 95 montags bis don- 
nerstags von 8.00-12.00 Uhr besetzt. 


Mittelpunkt im Hospiz: 
Der Sterbende 
und seine Situation 


Die Wünsche und Bedürfnisse der 
Schwerkranken und Sterbenden wahr- 
zunehmen und wo möglich zu erfüllen, 
ist die erste und wichtigste Orientierung 
für die Arbeit im Hospiz, Da aufgrund 
der finalen Situation des Patienten 
(Krankheit in der Endphase vor dem 
Sterben) medizinische Therapien auf 
Heilung hin nicht mehr angezeigt sind, 
hat sich ärztliche und pflegerische 
Sorge soweit wie eben möglich auf das 
Lindern und Löschen der Schmerzen 
und Beschwerden zu richten, genau 
dies leistet die palliative Therapie. Die- 
sersogenannten Symptomkontrollewird 
erstrangige Bedeutung beigemessen. 
Da Schmerzen und Leiden eine körper- 
liche, psychische, seelisch-soziale und 
spirituelle Dimension haben, wird die 
Schmerztherapie auch methodisch 
diese unterschiedlichen Erlebniswei- 
sen berücksichtigen und spezifische 
Hilfen bereithalten. Hierzu ist hohe 
Fachkompetenz verlangt, damit der 
Kranke die Möglichkeit erhält, seine 
lstzte Zeit alslebenswert zu empfinden. 
So kann er im Bewußtsein seiner 


Würde unerledigte Angelegenheiten 
klären, von Angehörigen und Freunden 
Abschied nehmen und sich mit der Ver- 
gangenheit versöhnen. Er wird Angst, 
Wut und Trauer durchleiden und sich je 
nach seiner religiösen Überzeugung 
auf den Übergang in eine andere Exi- 
stenz vorbereiten können. Damit sol- 
che Erfahrungen möglich werden, setzt 
sich das Hospiz zur Aufgabe, die Atmo- 
sphäre eines familiären Zuhauses zu 
schaffen, wo freundschaftliche, solidari- 
scheBegegnungmöglichistundumSinn 
und Unsinn der Krankheit und des Ster- 
bens gerungen werden kann. Trost, lie- 
bevolle Nähe und helfende Gespräche 
gehören wie Musik, Spiele und Pflege 
liebgewordener Gewohnheiten zur 
Sphäre der Geborgenheit. Die Einbe- 
ziehung von Angshörigen und Freun- 
den ist ganz wesentlicher Bestandteil 
der Hilfe, Das verlangt nach räumlichen 
und zeitlichen Gelegenheiten zu vielen 
alltäglichen Begegnungen in der ge- 
meinsamen Pflege, in der Unterhaltung 
sowie im schweigenden Dasein und im 
Besorgen alltäglicher Notwendigkei- 
ten: im Beten und Betten, im Kochen, 
Essen und Trinken, im Weinen, Wüten 
und gemeinsamen Freuen. Und dabei 
wird - manchmal überhaupt zum er- 
stenmal im Leben - die ganze Kraft des 
mitmenschlichenHandelnserfahren: im 
Geben und Empfangenkann man sei- 
nem Leben eine neue, menschenwür- 
dige Richtung geben und dadurch dem 
lastenden Gewicht einer möglicher- 
weise schuldhaft empfundenen \er- 
nachlässigung in vergangenen Jahren 
einen Ausgleich entgegensetzen: die 
besondere Fähigkeit, durch aktive An- 
teilnahme die Hilflosigkeit und Angst 
vor Kranksein und Sterben zu mindern, 
Solidarität mit dam Kranken zu üben 
und als mitleidender Mensch aus- und 
standzuhalten statt zu flüchten. Wir 
messen diesen Erfahrungen eines gu- 
ten Abschiednehmens besonders hohe 
Bedeutung zu, handelt es sich doch 
hier um den vielleicht größten Kraftzu- 
wachs, der einem Menschen vergönnt 
ist: jene Meisterschaft des Lebens, die 
erst im Angesichts des Todes Wirklich- 
keitscharakter annimmt. Für den Ster- 
benden bedeutet dies, daß er ein erfüll- 
tes Leben im Loslassen hingibt und sich 
selbst ganz und gar verläßt,veriäßt auf 
seine Zukunft nach dem Tode hin. Das 
Loslassen des Lebens ist ein Sich- Ver- 
lassen auf das ganz andere hin, auf js- 
nes Leben, das man vor dem Tod noch 
nicht kennt und erst im Angesicht des 
Todes erringt. Auch für Angehörige und 
Freunde ist der Beistand in der letzten 
Lebenszeit des Sterbenden eine Mei- 
sterschaft: sie üben sich ein in ein 
Überleben, das nicht gekennzeichnet 
ist durch Flucht vor der Wahrheit und 


Schwerpunkt-Thema : die randschau 


dem Leiden, sondern den Charakter 
der überwundenen Kriss trägt. Die 
Überwindung dieser Krise hat die an 
der Sterbebegleitung aktiv beteiligten 
Menschen spürbar reifer gemacht. 
Diese Kraft dient dann der Gesundheit 
von überlebenden Kindern, Partnern, 
Verwandten und Freunden des Verstor- 
benen, Daher wird das Hospiz mehrere 
Zimmer zusätzlich für das Wohnen und 
Mitbeteiligtsein der Angehörigen und 
Freunde bereitstellen, so daß Kinder, 
Partner, Eltern und Freunde aktiven An- 
teil haben in allen alltäglichen Verrich- 
tungen. Wie man aus Befragungen 
weiß, haben die meisten Menschen den 
Wunsch, zuhause in der Familiezu ster- 
ben. Das gemeinsame Tragen von 
Krankheit und Sterben zuhause in der 
Familie - wo immer es möglich ist - hat 
daher Vorrang vor dem Aufenthalt im 
Hospiz. Da die Familienangehörigen 
oft jedoch nicht auf diese Aufgabe vor- 
bereitet sind, wird unser Hospiz den 
Angehörigen, die ihren Kranken nach 
Hause holen möchten, anbieten, nach 
dem Klinikaufenthalt erst eine Weile im 
Hospiz Station zu machen, um dort ein- 
zuüben, wie der Kranke gepflegt wird, 


wie Schmerzen und Beschwerden be- 
handelt werden und wie man - unter- 
stützt durch die Hospiz-Mitarbeitenden 
- mit Verzweiflung und Angst umgeht 
und Hilflosigkeit überwindet. Der dem 
Hospiz angegliederte Hausbetreu- 
ungsdienst wird, wenn der Kranke 
nachhause gekommen ist, die Angehö- 
rigen, Freunde und Nachbarn - wenn 
nötig täglich - darin weiterhin unterstüt- 
zen und beraten. Eins Rückkehr ins Ho- 
spiz bleibt natürlich möglich, falls sich 
die Familie überfordert fühlen sofite 
oder der Partner dies wünscht. 


Partnerschaft der 
Mitarbeitenden 


Die pflegerische und seelische Beglei- 
tung Schwerkranker und Sterbender 
bedeutet für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter eine hohe physische und 
emotionale Belastung. Damit diese zu- 
mutbar bleibt, wird ein Hauptziel darin 
bestehen, im Team eine Atmosphäre 
gegenseitiger menschlicher Akzeptanz 
und Unterstützung zu schaffen, in der 
fachliche Kompetenz sich gut ent- 
wickeln kann. 


die randschau : Schwerpunkt-Thema 


Der Hausbetreuungs- 
dienst ist das Zentrale 


Der Wunsch eines Schwerkranken, der 
das baldige Ende seines Lebens auf 
sich zukommen sieht, lautet in den al- 
lermeisten Fällen: Noch einmal in die 
eigene Wohnung oder das familiäre Zu- 
hause entlassen zu werden, umk nicht 
in der Anonymität des Krankenhauses 
sterben zu müssen. Bei diesem 
Wunsch überkommt ihn jedoch oft die 
Angst vor unzureichender Schmerzbe- 
handlung zuhause oder die Befürch- 
tung, die Angehörigen zu überfordern, 
von ihnen zu sehr abhängig zu sein, 
wie die essenzubreitung geregelt wird, 
ob alle Hilfsmittel zu beschaffen sind, 
was geschieht, wenn Beschwerden 
und Schmerzen wieder zunehmen oder 
in der Wohnung mit der Angst im Ster- 
ben doch allein zu sein. Die Sicherheit 
eines klinischen Alltags auch daheim, 
wenn jemand alleine lebt, oder die Un- 
terstützung der Angehörigen in der 
häuslichen Pflege zu garantieren, ist 
die Aufgabe des Hausbetreuungsdien- 
stes. Ein ebenso wichtiges Anliegen 
dieses Dienstes ist es, den Kranken 
und seine Angehörigen und Freunde 
zu begleiten in der Bewältigung aller 
praktischen und seelischen Sorgen, 
die sich aus der Krankheit ergeben und 
mit dem bevorstehenden Lebensende 
aufkommen. Daß der Schwerkranke 
nachhause kommen und dort mög- 
lichst schmerzfrei in vertrauter Umge- 
bung sterben kann, ist so wichtig, daß 
dem Hausbetreuungsdienst noch vor 
dem Hospiz die zentrale Stellung zu- 
kommt. Eine besonders günstige Be- 
dingung, würdevolles Sterben zu er- 
möglichen, ist da gegeben, wo der 
Hausbetreuungsdienst auf die Zusam- 
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menarbeit und Erfahrung eines Hospiz 
zurückgreifen kann und dem Patienten 
letztlich das Gefühl der Sicherheitge- 
geben wird, notfalls dort wieder aufge- 
nommen werden zu können. Der Haus- 
betrsuungsdienst und das Hospiz ar- 
beiten Hand in Hand. Je nach der 
Schwere der Krankheitssituation des 
Patienten oder den häuslichen Erfor- 
dernissen betreuen ein oder zwei aus- 
gebildete Helfer und Helferinnen eine 
kranken bzw. unterstützen desse Ange- 
hörige. Der Einsatz erfolgt kontinuier- 
lich über längere Zeit, wenn möglich, 
bis zu dessen Sterben und in der Be- 
gleitung der Angehörigen, gegebenen- 
falls auch darüber hinaus. Ein Prinzip 
beim Einsatz der Mitarbeitenden bleibt, 
daß die Verantwortung für den Sterben- 
den den Angehörigen nie aus der Hand 
genommen werden soll. Die Betreuung 
geschieht somit immer in Absprache 
mit den Angehörigen und in enger Kon- 
sultation mit dem behandelnden Arzt 
besonders bezüglich der spezifischen 
Schmerztherapie. 


Die Bildungs- 
und Beratungsstelle 
des Hospiz 


Ein wesentlicher Teil unseres Selbst- 
und Welterlebens hat zu tun mit unse- 
rem Sicherheitsbedürfnis. Es wird ge- 
prägt durch die Art der Beziehungen zu 
Mitmenschen und durch unser Gefühl 
für Gesundheit und Krankheit. Durch 
die vielfachen Gefährdungen menschli- 
cher Beziehungen und körperlich-seeli- 
scher Gesundheit aufgrund der erhöh- 
ten Komplexität und besonderen Kom- 
pliziertheit sozialer und ökologischer 
Lebensbedingungen heute sind sehr 
viele Menschen übersensibilisiert ge- 
genüber Ereignissen, die das ohnehin 
wankende Sicherheitsbedürfnis des 
Einzelnen oder auch der Gesellschaft 
noch weiter erschüttern: Schwere 
Krankheit und Verlust von Beziehungen 
im Sterben und Tod, Ein vermeintlicher 
Weg, diesem Konflikt zu entgehen, ist 
die Verdrängung und Tabuisierung, je- 
doch mit den Folgen seelischer Ver- 
kümmerung im Leben eines Einzelnen 
und einer breiten Verarmung humaner 
Kräfte in der Gesellschaft. In der Hospi- 
zarbeit, dr Begleitung Schwerkranker 
und Sterbender, ist diese Konfrontation 
mit dem erschütterten Sicherheitsbe- 
dürfnis bei Krankheit und Tod so stark 
und täglich, daß es einer besonderen 
Persönlichkeitsbildung, Beratung und 
Führung bedarf, um diesen Dienst mit 
Gewinn für Betroffene (Kranke und An- 
gehörige) und Begleiter erfahren zu 
können. - Das ist unter anderem die 
Antwort auf die Frage: Warum eine ei- 
gene Bildungs- und Beratungsstelle am 
Hospiz? Da die Reintegration von 
Krankheit und Tod in ein positives Le- 
bensgefühl nicht nur ein individuelles 
Ereignis ist, sondern auch in vielen Be- 
zügen auch gesellschaftliches Bewußt- 
sein von Sinnzusammenhängen tan- 
giert, will die Bildungs- und Beratungs- 
stelle Multiplikatiorenarbeit leisten - 
auch in Form von Öffentlichkeitsarbeit. 


Interview mit 
Jürgen Caloja 


dr: Jürgen, ihr steht kurz davor für ein 
Hospiz ein Haus zu kaufen. Seit wann 
beschäftigt ihr euch damit. 

JC: Konkret mit der Idee ein Hospiz ein- 
zurichten seit einem Jahr. 

dr: Aber ihr seid nicht deswegen 
Gruppe zusammengekommen. 


JC: Nein, wir sind schon vier Jahre zu- 
sammen. Vor vier Jahren hat der Jo 
Brombach im Rahmen seiner psycho- 
iherapeutischen Arbeit Kontakt gehabt 
zu Sterbenden, und dann sind einige 
ihm sehr nahe Menschen im Hause 
Brombach gestorben. Jo und Sybille 


Brombach haben diese Sterbenden be- 
gleitet. Danach haben sie empfunden, 
daß da etwas getan werden muß, und 
dann haben sich andere Freunde um 
die Familie Brombach versammelt. Da 
wurde es etwas offizieller, und seit jetzt 
2 Jahren ist es ein Verein. 

dr: Es gibt mittlerweile 6 Initiativen, die 
schon ein Hospiz haben.. 

JC: Ja, in zwei Formen. Einmal als 
kleine Gruppen, die 5 bis 7 Patienten 
aufnehmen können. Zum anderen gibt 
es einige an Krankenhäusern oder Pfle- 
geheimen angeschlossen, die dann - 
wie das Hospiz in Aachen - bis zu 50 
Leute aufnehmen können. Das ist 
schon wieder eine größere Institution, 
und das wollen wir nicht. 

dr: Sind die Gruppen vorwiegend reli- 
giös geprägt? 

JC: Das erste gut funktionierende Hos- 
piz in Recklinghausen auf jeden Fall. 
Das ist von der Schwester Reginalda 
ins Leben gerufen worden und von dem 
Krankenhausseelsorger. Das ist ein- 
deutig katholisch. Sie ziehen ihre per- 
sönliche Kraft, diese Arbeit zu tun, 
auch aus ihrem Glauben. 

Aber sie drängen den Patienten das 
nicht auf. Das wird ganz klar als Leitli- 
nie eingehalten, daß jeder Mensch, 
gleich welchen Glaubens er ist, gleich 
welches Leben er hinter sich hat, auf- 
genommen werden kann. Es wird nicht 
missioniert. 

dr: Das ist auch bei Euch so. 

JO: Das ist bei uns ganz wichtig. Wir 
versuchen immer wieder zu reflektie- 
ren: Wo sind unsere Überzeugungssy- 
steme, und wie wirken die? Wir wollen 
das gar nicht verleugnen, daß wir selbst 
erzogen sind und einen bestimmten 
Glauben haben. Wir wissen, wie wir 
selbst geprägt sind von dem Glauben 
an Jesus und der Heilslehre, die darin 
steckt. Das ist schwierig, das nicht ir- 
gendwie an den Kranken heranzutra- 
gen. Da haben diejenigen, die sich mit 
den östlichen Kulturen befaßt haben, 
also Buddismus und Hinduismus,es et- 
was leichter. Da ist der Gottesbegriff an- 
ders. Auch solche Überzeugungen sind 
in unserer Gruppe vertreten, allerdings 
keine islamischen. Es gibt aber auch 
Leute, die vom philosophischen Stand- 
punkt ausgesprochen skeplisch sind 
oder einen agnostischen Hintergrund 
haben. Es ist nicht so, daß wir alle ein 
esoterisches Geheimbündnis haben 
oder eine Geheimsprache. Es gibt ei- 
nige Leute, die sich abgestoßen fühlen 
von zuviel Religiösität, etwa in Form 
von Ritualen. 

dr: Ich stelle mit vor, daß es am schwie- 
rigsten ist, Mensch zu begleiten in ihrer 
letzten Zeit, wenn einem persönlich 
dieses fehlt: der Glaube an ein Leben 
nach dem Tode, ganz gleich nach wel- 
chem religiösen Konzept. Diskutiert ihr 
dazu? 


JC: Ja, dazu haben wir zwei Gruppen, 
einen engeren Kern, sechs Menschen, 
der schon sehr viel Erfahrung hat mit 
Sterbebegleitung, und zwar schon im 
Sinne unseres Vereins, also Hausbe- 
treuung. Die erleben, daß sie vom Ster- 
benden her erfahren: Es gibt ein Leben 
nach dem Tode. Diese Menschen sind 
auch offen dafür, sie sind davon über- 
zeugt, daß es so ist. Der zweite Kreis, 
also eher der Kreis derer, die sich vor- 
bereiten auf die Arbeit, die bringen 
auch Erfahrungen mit, aber nicht diese 
spirituelle. Denen kommt das zunächst 
mal komisch vor. Wir setzen uns damit 
auseinander. 

dr: Wie gehst du persönlich damit um, 
wenn du einen überzeugten Atheisten 
begleiten sollst. _ 

JC: Das habe ich noch nicht erlebt, 
aber andere. Wir haben darüber ge- 
sprochen. Uns ist dabei klar geworden: 
Sterbebegleitung heißt, bis zum letzten 
Augenblick die BEDEUTUNG des Le- 
bens, die ein Mensch erlebt, die Bedeu- 
tung, den Sinn, den er seinem Leben 
gibt, wahrzunehmen und ernstzuneh- 
men. Man muß mit dem Menschen mit- 
gehen, so wie er ist. Seine eigene Vor- 
stellung loslassen. Man muß eine Tren- 
nung machen. Für sich selber bezieht 
man die Kraft aus der Religiösität, das 
darf man auch sagen, aber man darf 
das nicht dem anderen im Kontakt auf- 
zwingen. Denn dann verliert man den 
Kontakt. 


Schwerpunkt-Thema - die randschau 


Bücher über das 
Thema Sterben 


Hilfreiche Bücher für Sterbenskranke 
und Ihre Angehörigen: Für Dich dasein 
wenn Du stirbst von Deborah Duda, Hu- 
gendubel Verlag, 29,80 Mark. 


Das Hospiz-Buch, herausgegeben von 
Prof. Dr. med. Christoph Student, Lam- 
bertus Verlag, 26 Mark. 


Sterben - eine Zeit des Lebens, her- 
ausgegeben von Helmuth Beutel und 
Daniela Tausch, Quell Verlag, 19,80 
Mark. 

Wenn die alten Eltern sterben, Das end- 


gültige Ende der Kindheit von Barbara 
Dobrick, Kreuz Verlag, 24,80 Mark. 


Hospizhilfe 
durch Spenden 


Das Interview führte Lothar Sandfort. 
Die Lohmarer Initiative ist zu erreichen 
unter: 

„Freundeskreis zur Förderung von 
Sterbebegleitung e.V. 

Uhmichbach 7, 5204 Lohmar-Deesem, 
Telefon 022 46-2883. Spenden werden 
dringend benötigt: Postgiroamt Köln, 
BLZ 370 100 50, Kto.-Nr. 438 08-504 
oder Raiffeisenbank Lohmar, 

BLZ 370 694 77, Kto.-Nr. 14618. 


DIE GRÜNEN im Bundestag 
informieren: Behindertenpolitik 


e Selbstbestimmung statt Ausgrenzung 
© Arbeit und Soziales-Info-Broschüre 
© aus der Reihe »Argumente« 


Bezug über: 


DIE GRÜNEN, Colmantstraße 36, 5300 Bonn 1 


STERILISATION BEHINDERTER — 
HILFE STATT ZWANG 


zur geplanten Legalisierung der Sterilisation 
geistig Behinderter ohne deren Einwilligung. 
Deise Broschüre erläutert, warum wir die 

vorschläge des Justizministers ablehnen und 


diskutiert Alternativen, 
Broschüre, DIN A 5, 112 Seiten 
Schutzgebühr: DM 4,- 

ab 10 £x.: DM 3,00 


die randschau - S Recht 


Lebenshilfe 


Entrüstet und tief betroffen 


Diejüngsten Auseinandersetzung zwi- 
schen der bundesdeutschen Behinder- 
tenbewegung und dem Bundesver- 
band der LEBENSHILFE für Geistigbe- 
hinderte waren heftig und schmerzhaft. 
Es ging um die Rolle der LEBENS- 
HILFE bei der Euthanasie-Werbung ei- 
nes Peter Singers gegen behindertes 
Leben {wir berichteten). In einer Doku- 
mentation zu diesen Ereignissen vertei- 
digt sich die LEBENSHILFE in scharfer 
und wenig stichhaltiger Argumentation, 
aber sie bekennt auch erstmals öffent- 
lich, sie habe gelernt, „daß die Konfron- 
tation mit einem Peter Singer nicht un- 
ter dem Dach der Lebenshilfe stattfin- 
den darf“. In ihrem Monatsorgan „Die 
Lebenshilfe Zeitung”, August 19889, di- 
stanziert sich Annemarie Griesinger für 
den Bundssvorstand dann von den fa- 
schistischen Gründungsvätern der LE- 
BENSHILFE, wie das die Krüppelbewe- 
gung in der Auseinandersetzung um 


Singer verlangt hatte. Frau Griesinger 
schreibt: „Nicht wenige derer, die an 
der Vernichtung (Behinderter/d.R.) 
durch vorbereitende Gutachten aktiv 
mitgewirkt hatten, konnten in der Bun- 
desrepublik ihre akademische Karriere 
ungehindert fortsetzen. Es fehlte in der 
damaligen Zeit an den notwendigen kri- 
tischen Fragen, wie diese Personen 
ihre fachliche Kompetenz und ihr Wis- 
sen während der Zeit des Nationalsc 

ziallsmus mißbräuchlich verwendet 
hatten. Dies betraf auch die Lebens- 
hilfe, der beim Aufbau Menschen zur 
Seite standen, die in das Geschehen 
um die Vernichtung des behinderten 
Lebens verstrickt waren. Von ihrem, 
uns jetzt bekannt gewordenen, ver- 
hängnisvollen damaligen Wirken di- 
stanzieren wir uns mit Entschieden- 
heit". Gemeint war u.a, Werner Villin- 
ger, über dessen Wirken in der gleichen 
Zeitung nebenstehender Bericht abge- 


Erst 1960 wurde Villingers T4-Beteiligung bekannt 


... hätten seine Hilfe abgelehnt 


Werner Villinger - sein Name fällt im- 
mer dann, wenn der Lebenshilfe ein 
Mangel an Geschichtsbewältigung 
vorgeworfen wird. Wer war Villinger 
und welche Rolle spielte er in unserer 
Vereinigung? 


Den Ersten Weltkrieg erlebte der da- 
. mals 27jährige (Geburtsjahr 1887) als 
Offizier und Lazarettarzt an der West- 
front. Beruflich zerfällt seine Vita da- 
nach in vier Teile: die Zeit als leitender 
Arzt am Jugendamt Hamburg (1926- 
34), daran anschließend die Tätigkeit 
als Chefarzt der Betheler Anstalten 
(1934-39), die Breslauer Periode zu- 
nächst als Ordinarius für Neurologie 
und Psychiatrie, dann als Direktor der 
Universitäts-Nervenklinik (ab 1939) 
und schließlich der Wechsel nach Mar- 
burg, wo er 1946 Ordinarius für Psych- 
iatrie, zehn Jahre darauf sogar Rektor 
der Universität wird. Während seiner 
gesamten Laufbahn übernimmt Villin- 
ger immer wieder Ehren- und Neben- 
ämter, von denen einige Gegenstand 
berechtigter Vorwürfe geworden sind. 


So wirkt er nach 1934 zunächst wie- 
derholt als ärztlicher Beisitzer am Erb- 
gesundheitsgericht in Hamm. das auf 
der Basıs des „Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses“ (1933) Ur- 
» teile über die Sterilisierung von als 

„erbkrank“ Bezeichneten fällt. Ärzte, 
die zu solchen Diensten herangezogen 
wurden, mußten „auf dem Boden der 
nationalsozialistischen Weltanschau- 
ung stehen“, wie ‘es im Kommentar 
zum Sterilisationsgesetz hieß. Zwangs- 
sterilisationen werden während seiner 
Zeit als Chefarzt in Bethel an mehr als 
der Hälfte aller 3000 Bewohner dieser 
Anstalt vor allem für Anfallskranke 
und milieugeschädigte Jugendliche 
vorgenommen. 


Ab 1939 wird Villinger Euthanasie- 
Gutachter und erreicht damit jenes un- 
rühmliche Maß an Einbindung in den 
Nationalsozialismus, das jenseits heu- 
tiger und selbst damaliger gesetzlicher 
Normen lag. Er und die anderen „na- 
mentlich zu bestimmenden Ärzte“ hat- 
ten die Aufgabe, „nach menschlichem 


druckt war. Zusätzlich erschien im 
Rechtsdienst der LEBENSHILFE ein 
Artikel zu den Empfehlungen der Deut- 
schen Gesellschaft für Medizinrecht zu 
den Grenzen ärztlicher Behandlungsp- 
flicht, den wir nachfolgend nach- 
drucken. Wir wollen nicht verschwei- 
gen, daß in der Behindertenbewegung 
immer noch erhebliche Zweifel an der 
Haltung der LEBENSHILFE bestehen. 
Denn wenn im nachgedruckten Artikel 
des Rechtsdienstes z.B. die unbe- 
stimmten, weit auslegbaren Rechtsbe- 
griffe kritisiert werden, liefert die LE- 
BENSHILFE gleichzeitig für die Legali- 
sierung der Sterilisation ohne Einwilli- 
gung bei Geistigbehinderten der 
Bundesregierung Argumentationshil- 
fen, die gerade mit unbestimmbaren In- 
dikationen dem Mißbrauch Tür und Tor 
öffnen. Dennoch soll auch mal mit {ei- 
nem) Nachdruck ein Artikel zum 
Schutze behinderten Lebens weiterge- 
geben werden: 


Ermessen unheilbaren Kranken bei 
kritischster Beurteilung ihres Krank- 
heitszustandes den Gnadentod“ zu 
„gewähren“. so der Hitler-Erlaß von 
1939. Villingers Rolle in dieser berüch- 
tigten T4-Aktion beschreibt Ermst 
Klee als „eher sabotierend“ und den 
bürokratischen Ablauf behindernd. 


Bereits ein Jahr nach Kriegsende ver- 
fügt Villinger über einen hochangese- 
henen Posten an der Marburger Uni- 
versität und wird in Zukunft noch 
zahlreiche Ehrenfunktionen überneh- 
men. Ende der 50er Jahre ist der inzwi- 
schen emeritierte Wissenschaftler Mit- 
glied im Bundesgesundheitsrat und 
Vorstandsmitglied zahlreicher wissen- 
schaftlicher und sozialer Verbände, 
hierunter auch der Lebenshilfe, die er 
1958 mitbegründete und ab 1960 ein 
Jahr lang als Vorsitzender des wissen- 
schaftlichen Beirats begleitete, Prägen- 
den Einfluß, wie bisweilen vermutet 
wird. hat er dort nicht ausgeübt. Wäre 
den GründerInnen um Tom Mutters 
seine Verstrickung in die nationalso- 
zialistischen Unrechtstaten bekannt 
gewesen, sie hätten seine Hilfe abge- 
lehnt. Doch erst Ende 1960 wird Vil- 
lingers T4-Beteiligung aufgedeckt, 
kurze Zeit später verunglückt er töd- 
lich. cew 


10. Jahrgang 


RECHT AUF LEBEN 


1. Die Empfehlungen der Deutschen 
Gesellschaft für Medizinrecht (DGMR) 
zu den Grenzen der ärztlichen Behand- 
lungspflicht bei schwergeschädigten 
Neugeborenen im Zentrum öffentlicher 
Kritik. 

In einer im 1.Programm des Deutschen 
Fernsehens ausgestrahlten PAN- 
ORAMA/ARD-Sendung vom 26. 07. 
1989 wurde die Öffentlichkeit über die 
im Juli 1986 von der Deutschen Gesell- 
schaft für Medizinrecht (DGMR) erar- 
beiteten Empfehlungen: „Grenzen der 
ärztlichen Behandlungspflicht bei 
schwergeschädigten Neugeborenen“ 
unterrichtet. Die Bundesvereinigung 
Lebenshilfe für geistig Behinderte e.V. 
hatte sich schon 1987 kritisch mit die- 
sen Empfehlungen auseinanderge- 
setzt (vgl. „Geistige Behinderung“ Heft 
3/87, Seite 200) und in ihrem in der Le- 
benshilfe-Zeitung Nr. 3/89 veröffent- 
lichten Leitartikel gefordert, sich mit 
den Thesen dieser Gesellschaft aus- 
einanderzusetzen. Der PANORAMA- 
Beitrag enthält die geradezu unglaub- 
lich anmutende Behauptung, daß eine 
ganze Reihe von Ärzten die Empfehlun- 
gen der DGMR als Leitschnur ihres 
Handelns anerkennt, sie damit faktisch 
wie ein „Gesetz“ behandelt und auf 
diese Weise das im Grundgesetz ge- 
schützte „Recht auf Leben“ (Artikel 2 
Grundgesetz) unterläuft. 

Völlig zu Recht hat PANORAMA festge- 
stellt, daß die Empfehlungen „schwam- 
mig“ sind und damit dem Mißbrauch 
Tür und Tor öffnen. 

Die entscheidende Formulierung lau- 
tet, daß es Fälle gibt, „in denen der Arzt 
die medizinischen Behandlungsmö- 
glichkeiten nicht ausschöpfen muß, 
wenn es nach dem aktuellen Stand der 
medizinischen Erfahrungen trotz der 
Behandlung ausgeschlossen ist, daß 
das Neugeborene jemals die Fähigkeit 
zur Kommunikation mit der Umwelt er- 


langt, z.8. bei schwerer Mikrozephalie, 
schwersten Hirnschädigungen usw. 
(vgl. Zeitschrift „Medizinrecht“ Heft 
5/86, S.281 ff). 

Was bedeutet „Kommunikation“, wel- 
che Fähigkeiten werden dafür voraus- 
gesetzt? Wie will man überhaupt bei ei- 
nem Neugeborenen, das am Leben ja 
noch gar nicht teilhaben konnte, und in 
den ersten Wochen seines Lebens völ- 
lig auf die Hilfe der Eltern angewiesen 
ist, Kommunikationfähigkeiten eindeu- 
tig feststellen bzw. ausschließen? 
Warum soll der „aktuelle Stand der Me- 
dizin“ ein maßgebendes Kriterium sein, 
wenn doch allgemein bekannt ist, daß 
sich gerade die medizinische Wissen- 
schaft in den letzten Jahrzehnten stän- 
dig weiterentwickelt hat und Heilungs- 
bzw. Operationschancen entwickeln 
konnte, an die vor wenigen Jahrzehnten 
noch niemand zu glauben wagte? 
Zwei Fragen sind zu stellen: 

a. Wie konnte sich überhaupt diese 
„Grauzone des Rechts" entwickeln, in 
der - wie es in der PANORAMA-Sen- 
dung heißt - namhafte Mediziner und 
Juristen glauben, das Lebensrecht von 
schwerstbehinderten Säuglingen mit 
konturlosen - rechtlich nicht abgesi- 
cherten - Empfehlungen definieren zu 
dürfen? 

Wer sich mit dieser Fragestellung aus- 
einandersetzt, kommt sehr schnell zu 
dem Ergebnis, daß für den Bereich des 
ärztlichen Handelns eine ganze Reihe 
von Richtlinien und Empfehlungen gel- 
ten, die rechtlich zweifelhaft und frag- 
würdig sind. So gibt es z.B. schon seit 
längerer Zeit Richtlinien der Bundes- 
ärztekammer zur Sterilisation geistig 
Behinderter aus eugenischer und so- 
zialer Indikation (vgi. Deutsches Ärzte- 
blatt 84/Heft 43 vom 22. 10. 87), die den 
Ärzten mit der Maßgabe an die Hand 
gegeben werden, sie hätten ein „Recht 
auf Interpretation der bestehenden 
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Rechtslage durch die Ärztekammer“, 
Letztlich läuft dies darauf hinaus, daß 


bestehende Rechtslücken oder unbe- 


stimmte Rechtsbegriffe nicht durch die- 
jenigen ausgefüllt bzw. ausgelegt wer- 
den sollen, die dazu aufgerufen sind, 
nämlich durch die Gerichte, sondern 
von einem Berufsstand, der juristisch 
nicht vorgebildet ist und deshalb auch 
nicht garantieren kann, daß die von ihm 
entwickelten Maßstäbe mit unserer Ver- 
fassung (Recht auf Leben, Recht auf 
körperliche Unversehrtheit) überein- 
stimmen. 

Wie aktuell die Frage ist, an welcher 
Stelle der Freiraum des Arztes endet 
und an welcher Stelle die Notwendig- 
keit einer Verrechtlichung der Medizin 
einsetzt, zeigt die aktuelle Diskussion 
zur Regelung der Heilbehandlung bei 
einwilligungsunfähigen Personen im 
Entwurf des Betreuungsgesetzes. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellung- 
nahme zum Betreuungsgesetz-Entwurf 
vom 27. 02. 1989 (Bundesrats-Drucksa- 
che Nr. 59/89) vorgeschlagen, die von 
der Bundesregierung vorgesehene Re- 
gelung des $ 1904 BtG-E ganz zu strei- 
chen. Die Folge wäre, daß ärztliche Ein- 
griffe und Heilbehandtungen nicht der 
vormundschaftsgerichtlichen Geneh- 
migung bedürfen. Zur Begründung 
heißt es: „Die Genehmigung der Ein- 
willigung in eine ärztliche Maßnahme 
kann sich nur auf medizinische Erwä- 
gungen stützen, die das Gericht nicht 
besser als der Betreuer beurteilen 
kann“. Die Bundesregierung hält dem 
in ihrer Gegenäußerung (Bundestags- 
Drucksache 11/4528 vom 11. 05. 1989) 
entgegen, die Verbesserung der Perso- 
nensorge sei eines der wichtigsten Re- 
formziele des gesamten Gesetzesvor- 
habens. Dieses Ziel könne nicht er- 
reicht werden, wenn der Betreuer ohne 
Genehmigung des Vormundschaftsge- 
richts in besonders gefährliche Unter- 
suchungen des Gesundheitszustan- 
des, Heilbehandlung oder ärztliche 
Eingriffe einwilligen könne: „Eine Risi- 
kooperation an einem herzkranken Be- 
treuten oder die Amputation beider 
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die randschau - 5 Recht 


Beine könne nicht einer geringeren ge- 
richtlichen Aufsicht unterworfen wer- 
den als etwa der Abschluß eines Ver- 
gleichs über einen Anspruch von etwas 
mehr als DM 5.000,-, der gerichtlich ge- 
nehmigt werden müsse! 

Die Entscheidung über einen Geldbe- 
trag von DM 5.000,- (nach geltendem 
Recht sogar nur DM 500,-) soll der Kon- 
trolle der Gerichte unterliegen, aber bei 
der Entscheidung über Leben und Tod 
eines Säuglings soll ein Freiraum ein- 


Eine moderne Form des Zusammenlebens ... 


Wr 


geräumt sein, der dem Auge des 
Rechts entzogen ist. Ein absurdes, ein 
verfassungswidriges Ergebnis! 

b. Handelt es sich bei den Empfehlun- 


‘gen der DGMR um einen einmaligen 


Sonderfall oder gibt es nocht weitere 
Hinweise dafür, daß die Früheuthana- 
sie von schwerstgeschädigten Neuge- 
borenen legitimiert werden soll? 

Eins Gruppe bekannter deutscher und 
schweizerischer Strafrechtslehrer hat 
im Jahr 1986 einen Alternativentwurf 


zum Strafgesetzbuch vorgelegt (vgl, 
Zeitschrift für Rechtspolitik, ZRP, Heft 
9/86, S. 236 ff), der für $214 des Straf- 
gesetzbuches folgenden Regelungs- 
vorschlag enthält: „Wer lebenserhal- 
tende Maßnahmen abbricht oder unter- 
läßt, handelt nicht rechtswidrig, wern 
... der Betroffene nach ärztlicher Er- 
kenntnis das Bewußtsein unwieder- 
bringlich verloren hat oder im Falle ei- 
nes schwerstgeschädigten Neugebore- 
nen riemals erlangen wird” (aaO, 
5.237). 

Der Deutsche Juristentag 1986 hat die- 
sen Vorschlag - zumindest indirekt - 
akzeptiert, denn ein Beschluß in der 
strafrechtlichen Abteilung (Ziffer 1.6) 
lautet: „Die Vorschläge des von einem 
Kreis namhafter deutscher und schwei- 
zerischer Strafrechtslehrer vorgelegten 
Alternativentwurfs (AE) zur sogenann- 
ten passiven und zur sogenannten indi- 
rekten Sterbehilfe sind als Entschei- 
dungshilfen für den Arzt und als Orien- 
tierungshilfe für die Rechtspraxis nütz- 
lich“ (abgedruckt in der Zeitschrift für 
Rechtspolitik, ZRP, Heft 9/86, S. 236 ff). 
Fazit: Die betroffenen behinderten 
Menschen, ihre Angehörigen, ihre 
Sprecher, die Behindertenverbände 
sind aufgerufen, sich mit dieser Aus- 
sage auseinanderzusetzen mit dem 
Ziel, das Lebensrecht behinderter Men- 
schen zu verteidigen. 

Das Recht auf Leben ist unteilbar. Es 
duldet keine Ausgrenzung behinderten 
Lebens. 


aus LEBENSHILFE Rechtsdienst 


EIN RIESEN-URTEIL 


Ambulante Betreuung geht stationären Unterbringung vor! 


Die Landeshauptstadt München hat 
mehr als 20 Schwerstbehinderte, die 
Rund-um-die-Uhr-Betreuung benöti- 
gen, die Übernahme der Kosten der 
ambulanten Pflege im Rahmen der So- 
zialhilfe unter Fristsetzung aufgekün- 
digt und ihnen aufgegeben, sich um die 
Aufnahme in ein Heim zu bemühen. 
Diese Entscheidung wurde inzwischen 
zurückgenommen. Bei Regina K., die 
nach einer Gehirnhautentzündung 
dauernd pflegebedürftig ist, hatte das 
Sozialamt der Stadt ursprünglich die 
Kosten für die ambulante Pflege in 
Höhe von bis zu 7.200,- DM im Monat 
übernommen. Doch nach knapp 2 Jah- 
ren beschied das Sozialamt der Mutter 
der Pflegebedürftigen, daß der Auf- 
wand für die Unterbringung in einer sta- 
tionären Einrichtung rund 3.000,- Mark 
monatlich betrage und daher billiger 
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sei. Der 70-jährigen Mutter der Behin- 
derten wurden drei Monate Frist ge- 
setzt, mit deren Ablauf die Kostenüber- 
nahrne entsprechend gekürzt werden 
sollte. Ich habe daraufhin Widerspruch 
eingelegt, dem die Regierung Ober- 
bayern stattgab. Die Stadt wurde ver- 
pflichtet, die Kosten für die Rund- 
um-die-Uhr-Pflege weiter zu überneh- 
men. Deshalb zog die Stadt jetzt vor 
das Bayerische Verwaltungsgericht 
München und klagte gegen den Frei- 
staat Bayern - ohne Erfolg. Die 18. 
Kammer des Bayerischen Verwaltungs- 
gerichtes München unter dem Vorsit- 
zenden Richter Günter Heise beant- 
wortete in der schriftlichen Urteilsbe- 
gründung, die nach der mündlichen 
Verhandlung Anfang August nun vor- 
liegt, eine Reihe grundsätzlicher Fra- 
gen. Ein konkreter Kostenvergleich 


müsse möglich sein, ein abstrakter Hin- 
weis, daß Heime billiger seien, genüge 
nicht. Doch die Kammer stellt auch un- 
mißverständlich klar, daß eine Heimun- 
terbringung vom Sozialamt nur dann 
verlangt werden könne, „wenn dies aus 
medizinischen Gründen erforderlich ist 
und ambulante Kräfte nicht vorhanden 
sind“, die eine häusliche Pflege bieten 
können, Der Stadt machte das Gericht 
deutlich, daß sie verpflichtet sei, Re- 
gine K. „mittels Leistungen der Sozial- 
hilfe die Führung eines Lebens zu er- 


göglichen, das der Würde der Men- 


schen entspricht“. Entgegen der Vor- 
stellung des Gesetzgebers sei zu 
beobachten, daß wegen der Verände- 
rungen der sozialen Verhältnisse Hilfe 
durch Familie und Nachbarschaft nicht 
mehr in dem Maß verfügbar seien, wie 
dies einst der Fall gewesen sei, Immer 


mehr junge (nichtbehinderte) Men- 
schen hielten es für erstrebenswert, al- 
lein oder in kleinen Familien zu leben. 
So seien derzeit mehr als 50% der 
Haushalte in München 1-Personen- 
Haushalte. „Auch Behinderten dürfen 
Lebensformen, die gesunde Menschen 
überwiegend verwirklichen, nicht 
grundsätzlich verschlossen bleiben“, 
betonen die Richter. Bei einer stationä- 
ren Unterbringung müßte im Einzelfall 
über die Kostengesichtspurkte hinaus 
nicht nur geprüft werden, ob die not- 
wendigen Pflegeleistungen don er- 
bracht würden, ebenso komme es dar- 
aufan, dem Anspruch des Betroffenen 
aufindividuelle Lebensgestaltung in ei- 
ner ihm entsprechenden Umgebung 
Rechnung zu tragen, Ausdrücklich ver- 
merkt die Kammer, daß ein junger Be- 
hinderter nicht auf ein Altenheim ver- 
wiesen werden darf, wenn er dort „ei- 
nen seinen Bedürfnissen entsprechen- 
den Lebensumgang mit anderen 
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Personen nicht pflegen kann.“ Ebenso- 
wenig könne er auf eine Einrichtung 
verwiesen werden, „die so geogra- 
phisch abseits gelegen ist, daß eine 
inm mögliche Teilnahme am kulturellen 
und gesellschaftlichen Leben ... nicht 
oder nur unter großen Mühen zu ver- 
wirklichen ist“, Das Münchener Verwal- 
tungsgericht hob hervor, „daß ein So- 
zialhilfsträger einem Behinderten die 
für ihn bestehenden Entfaltungsmö- 
glichkeiten zur Gestaltung seines Le- 
bens - ausschließlich auf Kostenge- 
sichtspunkte gestützt - nicht nehmen 
darf, auf die er unter dem Gesichts- 
punkt der Menschenwürde Anspruch 
hat“. Die Entscheidung schließt an zwei 
andere Entscheidungen des Bayer. Ver- 
waltungsgerichtes München an, die 
ebenfalls für die Behinderten günstig 
ausgegangen sind (die randschau be- 
richtete). Wir können uns jedoch nicht 
auf die Gerichte verlassen; es ist drin- 
gend notwendig, den Ausbau der am- 


Inter 


8 Recht - die randschau 


... Selbständigkeit ... 


bulanten Dienste politisch durchzuset- 
zen und den Aus- und Neubau von Hei- 
men zu verhindern, 
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die randschau - Aktuelles 


Pflegefallversicherung 


Es tut sich was bei den Vorstellungen 
zur Absicherung der Pflegebedürftig- 
keit. Nachdem Norbert Blüm mit sei- 
nem Gesundheits-Reform- Gesetz in 
dieses politisch ungeliebte Problemfeld 
hineingestümpert ist (wir berichteten), 
denkt man in Baden- Württemberg und 
Bayern weiter. Was soll man den Men- 
schen sagen, wenn selbst dem letzten 
klar wird, daß die Blüm’ schen Regetun- 
gen nur Verzögerungen waren, und be- 
vor sich die Idee etabliert, das Pflege- 
gesetz der GRÜNEN sei doch das be- 
ste. Durch die Frankfurter Allgemeine 


Offerte für DDR-Flüchtlinge 


Zeitung wurde das Konzept der Stutt- 
garter Sozialministerin Barbara Schä- 
fer bekannt, daß sich angeblich Mini- 
sterpräsident Lothar Späth schon zu ei- 
gen gemacht haben soll. Von 1993 an 
sollen alle BürgerInnen verpflichtet 
werden, sich gegen das Pflegefallrisiko 
zu versichern. Für die 600.000 Schwer- 
pflegebedürftigen errechnet Frau 
Schäfer einen Bedarf von 12 Milliarden 
DM. Die Sozialleistungsquote und die 
Lohrinebenkosten sollen aber nicht be- 
lastet werden. Es soll Pflegegelder bis 
zu 1.500,- DM geben. Bedacht werden 
ambulante Hilfen genauso wie statio- 
näre. Der Versicherungspflicht vom 45. 
Lebensjahr an sollen alle BürgerInnen 
und nicht nur die Sozialversiche- 
rungspflichtigen unterworfen werden. 
Jüngeren Menschen wird geraten, früh- 
zeitiger eine Versicherung zu den ent- 
sprechend günstigeren Tariten abzu- 
schließen. Die Pflegefallversicherung 
soll in unterschiedlicher Form und von 


unterschiedlichen Trägern angeboten 
werden, also auch von privaten - im 
Zeichen des Wettbewerbes. Leistun- 
gen und Gegenleistungen sollen über- 
wiegend nach dem individuellen Risiko 
bemessen werden. Für die Versicher- 
ten mittleren Alters könnte der Beitrag- 
dann bei monatlich etwa 40,- DM lie- 
gen. Allerdings soll bei der Beitragsbe- 
messung weder das Geschlecht noch 
der Gesundheitszustand des Zu-Versi- 
chernden berücksichtigt werden. Die 
Versicherer können niemanden ableh- 
nen. Pflegetätigkeiten für andere sollen 
als Beitrag angerechnet werden kön- 
nen. Die Beiträge für Geringverdie- 
nende und Bedürftige hat das Sozial- 
amt zu übernehmen. Die Pflicht zur 
Vorsorge soll nicht für Personen gelten, 
die bei der Neuregelung schon über 70 
Jahre alt sind. Die Gesetzesinitiative, 
die die Bayerische Staatsregierung vor- 
bereitet, baut wie Blüm auf die gesetzli- 
che Krankenversicherung, aber glei- 
chermaßen für stationäre wie ambu- 
lante Hilfe. Der höhere Aufwand für sta- 
tionäre Pflege soll durch Steuermittel 
subventioniert werden, was bei monatli- 
chen Kosten zwischen 750,- und 1.000,- 
DM nach Bayerischer Rechnung um 3 
Milliarden DM jährlich kosten soll. 
Schon mittelfristig will Bayern den 
Rückgriff auf Einkommen und Vermö- 
gen der Familienmitglieder bei stationä- 
rer Versorgung einschränken. Genaue- 
res ist noch nicht öffentlich. Die SPD 
hat ihre frühere Vorliebe für eine Versi- 
cherungslösung inzwischen aufgege- 
ben und in ihrem Programm „Fort- 
schritt 90“ ein Bundesleistungsgesetz 
vorgeschlagen, wie das schon das 
Land Rheinland-Pfalz und die GRÜ- 
NEN woliten. Bei der F.D.P. denkt der 
Sozialexperte Dieter Thomae - nach ei- 
ner Meldung der WELT. Er ist für freiwil- 
lige Versicherungen, die staatlicher- 
seits unterstützt und damit attraktiver 
gemacht werden sollen. Er will für die 
staatliche Förderung auf jährlich 1,8 
Milliarden DM Steuern verzichten. Der 
Pflegegesetzentwurf der Grünen - von 
Betroffenen selbst entworfen - befindet 
sich momentan noch auf seinem aus- 
sichtstosen Weg durch die Bundestag- 
sausschüsse. Die GRÜNEN werden 
ihn in der nächsten Legislaturperiode 
aber erneut einbringen. LS 


WfB- 
Waffen 


Das Gerücht existiert schon länger: 
Manche Werkstätten für Behinderte be- 
teiligen sich direkt oder indirekt an der 
Herstellung oder Verpackung von Waf- 
fen oder kriegsdienlichen Dingen. Mal 
war es das Zimmern von Holzkisten, in 
denen die Bundeswehr dann Handgra- 
naten transportieren sollte, dann waren 
es Gummiringe für Gasmasken, die 
eins Lübecker Behindertenwerkstatt 
produziert. Tenor der für die Werkstat- 
tarbeit Verantwortlichen in der Vergan- 
genheit: Die Arbeit an Waffenteilen in 
einer WfB sei verwerflich und selbstver- 
ständlich abzulehnen, die Vorwürfe 
seien ohnehin lediglich unglaubwür- 
dige Unterstellungen. Ganz so einfach 
scheinen die Dinge allerdings denn 
doch nicht zu liegen, wie zwei bekannt- 
gewordene Beispiele belegen. 


Diakonie, WfB 
und die Waffenfirma 


Ganz im Norden der Republik liegt das 
langweilige Städtchen Eckernförde. In 
das Bild fügt sich die örtliche Behinder- 
tenwerkstatt, für die das Diakonische 
Werk als Träger fungiert. Um die Ecke 
der WfB residiert der große Arbeitgeber 
der Stadt, die Waffenfirma Sauer & 
Sohn. Die gemütliche und gedeihliche 
Eintracht dieser drei Institutionen geriet 
im April 1988 kurzfristig in Unordnung, 
als eine PANORAMA-Sendung darauf 
aufmerksam machte, daß seit Anfang 
der 80er Jahre die WfB kontinuierlich 
Schleifröhrehen und Magazinteile für 
Sauer & Sohn herstellen ließ, die die 
Waffenfirma dann für die Verarbeitung 
von Maschinenpistolen und Handfeuer- 
waffen verwendete. Landespastor Pörk- 
sen von der Diakonie bestritt seinerzeit 
vehement diesen Zusammenhang in 
öffentlichen Statements, verfügte aber 
dessen ungeachtet im Herbst letzten 
Jahres eins interne Anweisung, die be- 
sagte: Waffen oder Waffenteile sollen in 
der WfB weder hergestellt noch bear- 
beitet werden, dies habe für Sport-, 
Jagd- und Polizeiwaffen auch zu gelten. 
Einige Monate nach dieser Anordnung 
schien das Schreiben von Pörksen in 
der Eckernförder Werkstatt entweder 
nicht angekommen oder als halbherzig 
gemeintes Feigenblatt vom Landespa- 
stor bewertet worden zu sein. Das Ge- 
schäft mit Sausr & Sohn - das lassen 
diverse Unterlagen erkennen - floriert 
noch immer. Die Hintertür formuliert 
der Werkstattleiter Hartmut Tischhoff, 


nachdem in Sommer eine Anfrage der 
GRÜNEN im Bundestag das Thema er- 
neut publik gemacht hatte: „Diese ver- 
meintliche Dienstanweisung ist die 
Empfehlung, daß wir an Kriegsgerät 
nicht arbeiten, und das tun wir auch 
nicht.‘ Diesem Satz ließ ein anderer 
WfB-Leiter der Region das Bekannte 
Sachzwang-Argument folgen: Wo es 
keine anderen Aufträge gäbe, müsse 
auch die Waffenfirma als Wirtschaft- 
spartner akzeptiert werden; würden die 
Angebote abgelehnt, ginge das ohne- 
hin nur einseitig zu Lasten der behin- 
derten Beschäftigten, da ihr mageres 
Entgelt für ihre Arbeit weiter sinken 
würde. Wer in dieser Situation auch 
noch kritisieren würde, gehöre ohnehin 
zu den notorischen Nörglern und ewi- 
gen Besserwissern. Mittlerweile hat 
sich innerhalb der Nordelbischen Kir- 
che ob dieser Position auch Kopfschüt- 
teln eingestellt: Einige Mitglieder der 
Synode meinen, daß jede Waffenpro- 
duktion und Zulieferung gegen den 
Friedensauftrag der Kirche spricht, 
Darüberhinaus sei es für die Zivil- 
dienstleistenden, die den Kriegsdienst 
aus Gewissensgründen abgelehnt hät- 
ten, unzumutbar und unrechtens, sie in 
diese Produktionsgänge unterstützend 
einzuspannen. Ein Einzelfall? Nach 
Auskunfi der Bundesarbeitsgemein- 
schaft der Werkstätten für Behinderte 
{BAG/WIB): Ja. Nach deren Aussage 
werden in keiner Werkstatt Waffen pro- 
duziert; auch Zulieferarbeiten führen 
andere Werkstätten im Bundesgebiet 
keinesfalls durch. Offenbar irn die 
BAG/WIB. 


LEBENSHILFE, WiB 
und die Bundeswehr 


Traunreut wird außerhalb der Region 
kaum wer kennen, die ortsansässige 
Wehrtechnikfirima Buck wohl auch 
nicht. Beides liegt im südlichen Bayern 
und hat dank der Vereinigten Werkstät- 
ten der dorligen „Lebenshilfe e.V." Auf- 
merksamkeit verdient, Behinderte Män- 
ner und Frauen führten dort bis vor kur- 
zer Zeit Zulieferaufträge für die Rü- 
stungsindustrie aus: Sie klebten 
Pappscheiben in Stahlteller der Firma 
Buck, die diese zur Verpackung von 
Nebel- und Leuchtgeschossen aus ei- 
gener Produktion für die Bundeswehr 
benötigt. Die Verpackungsteile sind 
darüberhinaus verwendbar für den 
Transport von Granaten für Panzer und 
Mörser. In die regionale Öffentlichkeit 
gerieten diese Aufträge durch die enga- 
gierten Vertreter des Elternbeirates der 
Traunreuter Lebenshilfs-Wohnheime. 
Einem ihrer Mitglieder, dem aufmüpfi- 
gen Vater Wolfgang Patzig, wurde, 
nachdem das Thema ein örtliches An- 
zeigenblatt aufgegriffen hatte, vom 


Kreisverein der LEBENSHILFE prompt 
der Rauswurf aus der Elternorganisa- 


tion angedroht. Wohl kaum ein Wunder, . 


denn Vorsitzender der Ortsvereinigung 
ist Hauptmann Peter Bantlin, Batterie- 
chef beim Gebirgstlugabwehrregiment 
8 der Bundeswehr. Für ihn ist die Zuar- 
beit für den Munitionsfabrikanten Buck 
denn auch ein Teil des notwendigen 
„Normalisierungsprozesses": Wenn 
nichtbehinderte Erwachsene ihren Bei- 
trag für Bundeswehr und Landesvertei- 
digung leisten, müssen behinderte 
Frauen und Mänenr dies auch tun dür- 
fen. Diese eigenwilligen Interpretation 
des Rehabilitationsauftrages der Werk- 
stätten fand in der regionalen Presse 
volle Zustimmung, sie brachte lange 
Beiträge zur Wiederherstellung des an- 
gekratzten WfB-Images. Der Elternbei- 
rat wandte sich daraufhin an die Bun- 
desvereinigung der LEBENSHILFE mit 
der Bitte um eine klärende Stellung- 
nahme. Aus der Marburger Zentrale 
antwortete Dr. Theo Frühauf: Bezüglich 
„Ihrer Anfrage zu einer rechtlichen Ver- 
pflichtung auf Unterlassung der Mitwir- 
kung an der Produktion von Rüstungs- 
gütern innerhalb von Werkstätten für 
Behinderte liegt hier keine verbindliche 
Auskunft vor“ In einer nun schon 18 


Arbeit für Behinderte - die randschau 


Monate zurücklisgenden Stellung- 
nahme hatte es geheißen: „Die Bun- 
desvereinigung Lebenshilfe hat 
schwere Bedenken, geistig behinderte 
Menschen an der Produktion von als 
solche definier- und erkennbaren 
Kriegswaffen oder -waffenteilen in 
Werkstätten für Behinderte zu beteili- 
gen. {...) Die Einbeziehung von Werk- 
stätten für Behinderte in die Waffenpro- 
duktion wurde erstmals durch die 
Recherchen von PANORAMA an die 
Bundesvereinigung Lebenshilfe heran- 
getragen; sie wird sich mit der ange- 
schnittenen Problematik vertiefend 
auseinandersetzen“. Indes reichte Dr. 
Frühauf das Problem samt den Unterla- 
gen an den Landesverband Bayern der 
Lebenshilfe weiter, ob es von dort Re- 
aktionen gab, ist nicht bekannt. Die An- 
gelegenheit scheint vorerst damit erle- 
digt zu sein, daß der Auftrag der Firma 
Buck zwischenzeitlich ausgelaufen ist. 
Abgehakt war die Sache für Wolfgang 
Patzig allerdings noch nicht. Er wandte 
sich an die Bundestagsfraktion der 
GRUNEN mit der Bitte um politische 
Unterstützung. Seines Erachtens muß 
eine bundesgasetzliche Regelung her, 
die die Waffenproduktion in der W/B 
untersagt. Udo Sierck 


ar 


die randschau - Ghetto 


DIAMANTEN ODER KIESELSTEINE 


So schreib es der „Erleuchtete“, der 
sich „Bhagwan“ nannte, in dem Buch 
„Die große Herausforderung. Die gol- 
dene Zukunft. Ein Manifest.“ Erschie- 
nen 1988 in Köln (Auszug): 


Geburtenkontrolle 
und Gentechnik 


Geburtenkontrolle sollte als absolutes 
Prinzip gelten und die Gesundheitsbe- 
hörden sollten entscheiden, wie viele 
neue Menschen wir jedes Jahr brau- 
chen, Somit dürften nur ganz wenige 
Menschen Kinder zur Welt bringen, 
und selbst dies sollte durch künstliche 
Befruchtung geschehen, damit es zu 
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einer wissenschaftlichen Verbindung 
zwischen dem besten Mutterei und 
dem besten Spermium kommt. 

Bisher ist die Pille, die die Frau ein- 
nimmt, noch nicht hundertprozentig si- 
cher: sie muß sie jeden Tag nehmen. 
Wenn sie einen Tag ausläßt, besteht die 
Möglichkeit, daß die Pille nicht wirkt. 
Dann taucht plötzlich der Mann auf, 
oder der Mann ist plötzlich weg...bei- 
des ist möglich, und dann bietet sich 
die Gelegenheit zur Liebe, und der Ver- 
stand sucht gern Ausflüchte. Der Ver- 
stand denkt einfach: „Du wirst schließ- 
lich nicht jedesmal schwanger.‘ Beim 
normalen Verlauf seinss Sexuallebens 
hat der Mann mindestens viertausend- 


mal Geschlechtsverkehr - das ist die 
Norm. Ich rede nicht von Sex-Manikern, 
hier ist die Rede vom durchschnittli- 
chen Angestellten. Viertausendmal, 
das bedeutet Milliarden potentieller 
Menschen. Die Schöpfung gibt wahr- 
haft im Überfluß. Der Mann hat viel- 
leicht nur zwei oder drei Kinder von die- 
sen Milliarden; diese Milliarden könn- 
ten die ganze Erde bevölkern! 

Heute hat man zwei weitere Pillen ent- 
wickelt. Die erste Pille, die entwickelt 
wurde, war eine große Revolution, weil 
sie die Frauen davor schützte, schwan- 
ger zu werden. In der Vergangenheit 
bestand das ganze Leben einer Frau 
nur darin, eine Fabrik zur Erzeugung 
von Kindern zu sein. Sie war ununter- 
brochen schwanger. Ihr Leben war 
kaum mehr als das Leben einer Kuh. 
Die erste Pille schützte sie davor, 
schwanger zu werden, war aber nicht 
hundertprozentig sicher.Die zweite 
Pille ist eine weit größere Revolution, 
weil sie nach der Liebe eingenommen 
wird. Die erste muß jeden Tag genom- 
men werden; die zweite ist ein größerer 
Fortschritt, weil ihr euch jetzt keine Sor- 
gen mehr zu machen braucht: ihr könnt 
lieben, wen ihr wollt, wann immer sich 
die Gelegenheit bietet, und nachher die 
Pille einnehmen. Die dritte Pille, die 
jetzt entwickelt wird, ist noch bedeutsa- 
mer: nicht die Frau braucht sie einzu- 
nehmen - der Mann nimmt sie ein. 
Wenn man sich dieser drei Pillen be- 
dient, läßt sich jede zufällige Geburt 
ausschließen. Sex wird etwas rein Spie- 
lerisches, verliert all das Ernsthafte, 
das ihm früher angehaftet hat. Die Be- 
völkerung muß reduziert werden, wenn 
der Mensch existieren will, wenn er 
seine Würde, Ehre und sein Recht auf 
Leben erhalten will. Bis heute hat sich 
die Menschheit mit dem zufälligen Kin- 
derkriegen abfinden müssen. Heute 
hat es uns die Wissenschaft möglich 
gemacht, uns dagegen zu schützen, 
und die Gentechnik wird die wichtigste 
Wissenschaft der Zukunft sein. Ge- 
nauso wie wir Blut-Banken haben, 
sollte jedes Krankenhaus auch Samen- 
Banken haben. Und eine Ei-Bank läßt 
sich so leicht einrichten wie eine 
Samen- Bank. 

Jeder, der an Kindern interessiert ist, 
kann zum wissenschaftlichen Labor ge- 
hen und sein Sperma stiften, und das 
Labor sollte entscheiden, wer die Mut- 
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ter deines Kindes sein soll. Es braucht 
nicht deine Frau zu sein; Beziehung hat 
damit nichts zu tun. Du liebst deine 
Frau, deine Frau liebt dich, aber das 
heißt nicht, daß man das Risiko einge- 
hen sollte, die Welt mit einem verkrüp- 
pelten, blinden Kind zu belasten. Diese 
Erlaubnis hat euch die Existenz nicht 
gegeben. Warum bürdet ihr euch eine 
so unveräntwortliiche Last auf - und 
dazu der ganzen Menscheit? Wenn ihr 
ein Kind auf die Welt bringt, das ver- 
krüppelt oder retardiert oder wahnsin- 
nig oder stumpfsinnig ist, und das dann 
wieder andere Kinder zeugt... genau 
deshalb bleiben die Idioten immer in 
dar Mehrheit auf der Welt! Alle Religio- 
nen werden gegen mich sein, aber das 
macht nichts, sie sind schon mein gan- 
zes Leben lang gegen mich gewesen. 
Jedenfalls schlage ich vor, daß jeder 
Mann, der Kinder möchte, sein Sper- 
mium einem Krankenhaus spenden 
sollte, und daß ein wissenschaftliches 
Medizinergremium ausarbeiten sollte, 
welche Anlagen in diesem Sperma und 
in den Eiern der Frau stecken, 
In dieser einen Million Spermien kön- 
nen große Wissenschaftler stecken, 
wie Albert Einstein, große Musiker wie 
Yehudi Menuhin, große Tänzer wie Ni- 
jinsky, große Philosophen wie Friedrich 
Nietzsche, große Romanciers wie Fio- 
dor Dostojewski. Sie können isoliert 
werden, und die Eltern können wählen, 
was sie wollen. Wenn euch die großen 
Diamanten zur Wahl stehen, warum 
sich dann mit bunten Kieseln be- 
gnügen? Und wenn ihr die Wahl habt, 
warum dann den Zufall waiten lassen? 
Sie können sich, wenn sie wollen, ei- 
nen Henry Ford aussuchen, der großen 
Reichtum schafft. Geld ist eine Kunst 
und hat seine Genies, wie alles andere 
auch. Nicht jeder kann ein Henry Ford 
sein! Wenn ihr möchtet, daß euer Kind 
ein Gautam Buddha wird, darın müßt 
ihr prüfen, je nach der genetischen 
Analyse, welches Spermium die An- 
lage hat, ein Mystiker zu sein. Das 
Spermium muß injiziert werden, damit 
es sich nicht mit allen möglichen ande- 
ren Burschen auf einen Massenwett- 
lauf einlassen muß. Und für die Eltern 
wird Sex, weil das Kinderkriegen nichts 
mehr mit Sex zu tun hat, zu einem rei- 
nen Vergnügen, unbelastet von Verant- 
wortung, von Gefahr. 
Künstliche Besamung ist die einzige 
wissenschäaftliche Methode, um das be- 
ste Kind zu finden. „Ich bin der Vater“ - 
diese alte Vorstellung müssen wir auf- 
geben. Wir müssen umlernen: „Ich 
habe das beste Kind ausgesucht" - das 
sollte der Stolz des Mannes sein. Alle 
Werte müssen auf diese Art umgewer- 
ist werden. Du weißt nicht, was du in 
deinen Genen enthältst; du weißt nicht, 
was dein Potential ist, welcher Art von 


Kind du das Leben schenken wirst. Du 
liebst die Frau; daran ist nichts verkehrt 
- in der Liebe solltest du absolut frei 
wählen, das ist dein Geburtsrecht. Du 
liebst die Frau, aber nicht jede Frau 
braucht Mutter zu werden. Nicht jeder 
Mann braucht Vater zu werden. Du 
möchtest ein Kind, und wenn du wirk- 
lich von Herzen ein Kind willst, möch- 
test du das bestmögliche Kind. Wer 
also den Samen dazugibt und wer den 
Uterus dazugibt, sollte nicht deine 
Sorge sein, Deine Sorge sollte sein, 
das bestmögliche Kind zu bekommen. 
Ein Kind sollte von dem Moment an als 
Mensch gelten, in dem es geboren wird 
- und selbst da mache ich einige Ein- 
schränkungen. Wenn ein Kind blind 
oder verkrüppelt geboren wird, wenn 
ein Kind taub oder stumm geboren 
wird, und wir gar nichts machen kön- 
nen... Nur weil Leben nicht zerstört 
werden darf,‚wird dieses Kind leiden 
müssen, nur euren törichten Vorstellun- 
gen zuliebe, siebzig, achtzig Jahre 
lang. Warum unnötiges Leiden verursa- 
chen? Wenn die Eltern willens sind, 
sollte das Kind in ewigen Schlaf ge- 
schickt werden. Und es ist gar kein Pro- 
blem dabei: nur der Körper löst sich 
wieder in Elemente auf, die Seele sucht 
sich einen anderen Mutterschoß. 
Nichts wird zerstört. Wenn du das Kind 
wirklich liebst, wirst du nicht wollen, 
daß es ein Leben von siebzig Jahren im 
Elend verbringt, in Leid und Krankheit 
und Alter. Selbst also wenn ein Kind 


schon geboren ist, und es medizinisch 
nicht in der Lage ist, das Leben voll zu 
genießen, mit allen Sinnen, in aller Ge- 
sundheit, dann ist es besser, daß es In 
ewigen Schlaf versinkt und irgendwo 
anders mit einsm besseren Körper wie- 
dergeboren wird. 

Nach und nach enträtselt heute die 
Wissenschaft das Programm von Sper- 
mium und Ei. Sie macht Fortschritte, 
aber hierauf sollte unser ganzes Au- 
genmerk liegen. Wenn wir alles über 
Spermium und das Ei wissen, dann läßt 
sich nicht nur die Bevölkerung verrin- 
gern, sondern die Qualität der Men- 
schen hundertfach verbessern. Wir ha- 
ben keine Ahnung, wieviele Genies den 
Bach hinunter gehen. Die Welt kann 
voll von Genies aller Art sein - wir ha- 
ben die Wahl. In der Vergangenheit wa- 
ren sie nur die Ausnahme, nur Zufall. 
Aber in Zukunft können wir sicherge- 
hen. Es liegt an uns, ob die ganze Welt 
voller Genies, talentierter Menschen, 
gesunder Menschen sein wird. 

ich schlage vor, weltweit Lobbies einzu- 
richten, die sich für ein besseres Ve- 
ständnis genetischer Programme ein- 
setzen sollen. Der Mensch hat schon 
den Mond erreicht, aber er hat sich 
noch keine große Mühe gemacht, ge- 
netische Programme zu verstehen. Die 
Gründe sind einfach - weil alle eings- 
fleischten Interessen, alle Religionen 
bedroht sind. 


Rajneesh 


DARF EIN ARZT 


In Baden-Württemberg im Landesprü- 
fungsamt für Medizin und Pharmazie 
(LPA) geschieht zur Zeit etwas, was An- 
taß zu größter Besorgnis gibt: Hörbe- 
hinderten Medizinstudenten soll die 
Approbation (Erlaubnis zur Ausübung 
des ärztlichen Berufes) verweigert wer- 
den, ja, sie sollen nicht einmal Prüfung 
machen dürfen. 

Bis jetzt gibt es zwei konkrete Fälle: 
Jan Hermelink aus Tübingen wurde im 
August 1988 die Zulassung zum Physi- 
kum verwehrt. Durch eine einstweilige 
Anordnung des Verwaltungsgerichtes 
Sigmaringen konnte Jan aber vorläufig 
an der Prüfung teilnehmen. Im an- 
schließBenden Hauptverfahren wurde 


TAUB SEIN? 


dann die Rechtmäßigkeit seiner Prü- 
fungsteilnahme bestätigt und damit die 
längst bestandene Prüfung auch recht- 
lich anerkannt. Jan darf jetzt also wei- 
terstudieren; ob er auch die Approba- 
tion bekommen kann, muß aber noch 
geklärt werden. 

Der zweite Fall betrifft mich selbst. Ich 
studiere seit 1982 Medizin in Freiburg, 
und nun wurde mir die Zulassung zur 
dritten Staatsexamensprüfung, also 
der Abschlußprüfung des Studiums, 
verweigert. Auch hier konnte eine ge- 
richtliche Verfügung erreicht werden, 
aber das LPA wollte diesen Richter- 
spruch nicht anerkennen sondern die- 
sen vor der nächsthöheren Instanz, 
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dem Verwaltungs-gerichtshof, prüfen 
lassen. Wenn das LPA recht bekommt, 
hätte ich sieben Jahre zwar erfolgreich 
aber umsonst studiert. 


Stein des Anstoßes ist der $ 3 der Bun- 
desärzteordnung (BÄO). Darin heißt es: 
(1) Die Approbation als Arzt ist auf An- 
trag zu erteilen, wenn der Antrag- 
steller 
ee 
3. Nicht wegen eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche 
seiner geistigen oder körperlichen 
Kräfte oder wegen einer Sucht zur 
Ausübung des ärztlichen Berufes 
unfähig oder ungeeignet ist. 
Weiter gibt es in der Approbationsord- 
nung für Ärzte (ÄAppO) den $11 Nr4, 
worin es heißt: 
Die Zulassung zu einer ärztlichen 
Prüfung ist zu versagen, wenn ein 
Grund vorliegt, der zur Versagung 
der Approbation als Arzt wegen Feh- 
lens der Voraussetzungen des $3 
Abs. 1 Satz 1-3 der BÄO führen 
würde. 
Entscheidend ist also nicht, daß eine 
körperliche oder geistige Schwäche 
vorliegt, sondern daß diese Schwäche 
zur Ausübung des ärztlichen Berufes 
unfähig macht. 
Aufgrund der sehr allgemeinen Formu- 
lierung des 83 BÄO muß also die zu- 
ständige Behörde jeweils im Einzelfall 
entscheiden, ob dem Antragssteller die 
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Approbation erteilt werden kann. Da es 
hier bezüglich der Hörbehinderung 
noch keine verbindliche Richtlinien 
gibt, die als Entscheidungsgrundlage 
dienen könnten, hängt es von der Ein- 
schätzung der jeweiligen Behörde ab, 
wie hier entschieden wird. 

Die Approbationsordnung ist zwar Bun- 
desgesetz, aber die Ausführung ist 
Ländersache, ebenso die Prüfungszu- 
lassung; so daß die Sachlage in ver- 
schiedenen Bundesländern auch un- 
terschiedlich bewertet werden kann. 
Genau das passiert zur Zeit in Baden- 
Württemberg: Obwohl es schon meh- 
rere schwerhörige und gehörlose Ärzte 
in der Bundesrepublik gibt, verweigert 
das dorlige LPA den betroffenen Stu- 
denten die Prüfungszulassung. Die Ar- 
gumentation der Behörde ist: 

Als Hörbehinderter ist man in der Aus- 
übung des ärztlichen Berufes einge- 
schränkt. Da es aber keine Teilapproba- 
tion gibt und man mit der Vollapproba- 
tion die Erlaubnis zur uneingeschränk- 
ten ärztlichen Berufstätigkeit 
bekommen würde, müsse die Approba- 
tion verweigert werden. 

Im folgenden werde ich nun meinen 
Fall aus meiner persönlichen Sicht 
schildern und dann auf die grundsätzli- 
che Problematik, die hinter der Haltung 
des LPA steckt, eingehen: 
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Bevor ich mich 1982 für das Medizin- 
studium eingeschrieben habe, habe ich 
mich bei der Studienberatung und 
beim zuständigen Landesprüfungsamt 
(LPA} bezüglich meiner Hörbehinde- 
rung erkundigt. Es wurde mir dabei nur 
gesagt, daß bei der Ausbildung keine 
Ausnahmen gemacht werden können; 
von grundsätzlichen Einschränkungen 
war nie die Rede. 

Ich habe dann das Medizinstudium 
ohne irgendwelche Sonder-regelungen 
sehr erfolgreich absolviert, hatte nie 
Probleme mit dem Stoff und vor allem 
auch nicht im Umgang mit Patienten. 
Von dem $3 der Bundesärzteordnung 
(BÄO), der die Erteilung der Approba- 
tion regelt, habe ich erstmals 1987 er- 
fahren, da war ich schon im 9. Seme- 
ster. In der Universität wurde über das 
Thema diskutiert, aber es wurde mir nie 
etwas darüber gesagt, und die Sache 
ist dann wieder in Vergessenheit ge- 
raten. 


Dann kam Jans Prüfungsausschluß 
und der Prozeß. Erst da habe ich erfah- 
ren, daß auch die Prüfungszulassung 
verweigert werden kann, wenn man die 
Approbation nicht bekommen kann. Da 
Jan aber seinen Prozeß gewonnen hat, 
war ich optimistisch, auch meine Prü- 
fung machen zu dürfen, 

Meine Meinung war und ist folgende: 
Die Prüfungszulassung und damit den 
Abschluß des Studiums kann man mir 
nach siebenjährigem Studium nicht 
verweigern. Ob ich dann die Approba- 
tion bekommen kann, sollen die Ge- 
richte klären. Gegen eine solche Kiä- 
rung hatte ich nie etwas einzuwenden, 
da es auch für uns Hörbehinderte bes- 
ser ist, wenn hier rechtliche Ktarheit 
herrscht. 


Auf meiner letzten (!) Ausbildungsbe- 
scheinigung hat ein Professor einen 
Vermerk über meine Hörbehinderung 
angebracht. Als ich mich dann zur Ab- 
schlußprüfung angemeldet habe, 
wurde mir mitgeteilt, „daß Zweifel auf- 
gekommen seien, ob ich die Vorausset- 
zungen zur Erteilung der Approbation 
nach $3 BAO erfülle“, 

Ich mußte ein Gutachten erbringen, das 
zu meiner Eignung als Arzt Stellung 
nimmt. Da es keine eingeschränkte Ap- 
probation gibt, hieß es: Ein Gutachten, 
das bestätigt, daß ich nur auf bestimm- 
ten Gebieten (z.B. Labormedizin) tätig 
werden könne, ist nicht ausreichend. 

In dem Gutachten wurde mir eine an 
Taubheit grenzende Schwer-hörigkeit 
und nach den Tabellen „Gutachten des 
HNO-Arztes“ von FELDMANN ein 
„Hörverlust von 100% und damit eine 
Taubheit"“ attestiert. Es wurde aber 
auch erwähnt, daß ich „mit Hörgeräten 
eine optimale Ausnutzung meines 
Resthörvermögens“ habe, „mit einem 
elektronischen Stethoskop noch Her- 
ztöne hören“ und „bei der Kommunika- 
tion unter vier Augen jedem Gespräch 
gut folgen kann“. Zu meiner Eignung 
als Arzt wurde in dem Gutachten nicht 
direkt Stellung genommen; es wurde 
aber gesagt, daß „die Hörbehinderung 
meiner ärztlichen Berufstätigkeit Gren- 
zen setzen wird“. 

Bis zum 4. 11. 89 habe ich nichts mehr 
vom LPA gehört. Von der Universität 
war ich für den 25. 10. 89 zur Prüfung 
eingeteilt, ohne daß ich vom LPA eine 
Ladung bekommen hätte, allerdings 
auch keine Absage. 


Am Tag vor dem anberaumten Prü- 
fungstermin hat das Verwaltungs-ge- 
richt eine einstweilige Anordnung erlas- 
sen, daß ich zur Prüfung geladen wer- 
den müsse; auf den Termin konnte das 
Gericht aber keinen Einfluß nehmen. 
Weil das LPA den Richterspruch nicht 
anerkennen wollte, fand die Prüfung 
doch ohne mich statt. 

Das LPA hatte dann zwei Wochen Zeit, 
eine Entscheidung zu treffen. Am letz- 
ten Tag dieser Frist reichte die Behörde 
dann Beschwerde beim Verwaltungs- 
gerichtshof Mannheim (VGH) ein, um 
die Freiburger Gerichtsentscheidung 
prüfen lassen. 

Zwar habe ich jetzt durch den Beschluß 
des VG Freiburg einen vorläufigen Prü- 
fungstermin bekommen, aber wenn 
beim VGH anders entschieden wird, Ist 
auch dieser Termin hinfällig, und ich 
werde meine Arbeitsstelle, die ich 
schon Mitte November hätte antreten 
sollen, verlieren. 

Was sich hinter der sturen Haltung des 
LPA verbirgt, darüber kann nur speku- 
tiert werden. Die offizielle Argumenta- 
tion ist ober-flächlich und zeigt, daß 
man sich mit dem Komplex „Hörbehin- 
derung“ nicht auseinandergesetzt hat. 
Das LPA hat sich vor allem an dem Be- 
griff „Taubheit“ aus meinem Gutachten 
festgebissen, so nach dem Schema 
„taub = nicht kommunikationsfähig = 
ungeeignet als Arzt", Die Behörde hat 
sich aber nie ein Bild über meine tat- 


sächliche Kommunikationsfähigkeit ge- 


macht. 

Weiterhin beruft sich die Behörde auf 
den Satz aus meinem Gutachten, daß 
meine „Hörbehinderung meiner ärztli- 
chen Berufstätigkeit Grenzen setzen 
wird‘. Da es keine eingeschränkte Ap- 
probation gibt, und ich eben nicht un- 
eingeschränkt als Arzt tätig sein kann, 
könne mir die Approbation nicht erteilt 
werden, 

Welcher nichtbehinderte Arzt kann bei 
einer solchen Argumentation eigentlich 
noch die Approbation bekommen‘. 
Denn nach den Bestimmungen des 83 
BÄO ist nicht entscheidend, daß ein Ge- 
brechen vorliegt, sondern dieses Ge- 
brechen muß zur Ausübung des ärztli- 
chen Berufes unfähig machen. Macht 
die Hörbehinderung aber tatsächlich 
unfähig zum Artztberuf? Und warum? 
Was ist eigentlich gemeint mit der allge- 
meinen Bestimmung „Ausübung des 
ärztlichen Berufes"? Muß ein Arzt alles 
können? Diese Fragen könne letztend- 
lich nur von einem Gericht geklärt 
werden, 

Das LPA, allen voran der Abteilungslei- 
ter Naser, geht aber wie selbstverständ- 
lich davon aus, daß Ich die Approbation 
nicht bekommen kann, und verweigert 
mir deshalb schon die Prüfungszulas- 
sung. 

Die Prüfung kanın mir aber nur verwehrt 


werden, wenn ich sicher keine Appro- 
bation bekommen kann; die bloße Mög- 
lichkeit reicht dazu nicht aus. Woher die 
Stuttgarter Beamten also ihre Gewiß- 
heit nehmen, daß Hörbehinderte nicht 
Arzt werden können, bleibt ihr Ge- 
heimnis. 

Daß es schon mehrere Präzedenzfälle, 
also praktizierende Ärzte in anderen 
Bundesländern gibt, wird von den Ba- 
den-Württembergern ignoriert. Mir liegt 
ein Brief von Herrn Naser vor, woer den 
anderen Bundesländern ganz offen un- 
terstellt, daß sie nicht nach der gelten- 
den Rechtslage gehandelt hätten ... 
Ein weiterer Punkt gibt zu denken: Die 
Stuttgarter berufen sich auf ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes, das 
die Rechtmäßigkeit der Verknüpfung 
Prüfungszulassung - Approbation be- 
stätigt hat. Bei diesem Fall handelte es 
sich aber um eine Geisteskrankheit. 
Die Prüfungszulassung wurde damals 
verweigert, weil eins Gefahr für die Pa- 
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tienten schon beim Studium nicht aus- 
geschlossen werden konnte. 

Wenn die Bereitschaft da ist, Behin- 
derte in die Gesellschaft zu integrieren, 
lassen sich körperliche Einschränkun- 
gen gut kompensieren. Wenn aber ver- 
langt wird, daß wir uneingeschränkt 
dasselbe leisten müssen wie Nichtbe- 
hinderte, bleibt das Gerede von Integra- 
tion ein bloßes Geschwätz in den Sonn- 
tagsreden der Politiker, 

Anstatt uns also mit vorgeschobenen 
Argumenten auszusondern, sollte man 
lieber die Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß wir Behinderte unseren 
Fähigkeiten und Qualifikationen ent- 
sprechend arbeiten können. Dazu 
brauchen wir nicht unbedingt neues Ge- 
setze sondern vor allem ein anderes 
Bewußtsein. 


Roland Zeh 
Merzhauser Str. 136 
7800 Freiburg 
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EINE BETRACHTUNG 


Was Kunst ist, weiß im 
Grunde keiner mehr. Bei- 
spielsweise das hier abge- 
bildete Motiv: Die Euro- 
päische Behindertenhilfe 
nahm es als ein Polaroid- 
Schnäppchen und brachte 
es ganz groß in ihrer Zeit- 
schrift. 

Thomas Gsella plädiert dann 
doch eher für eine Photomon- 
tage 


ine ersten Blick enthüllt sich, 
wie immer, nicht viel. Ins Auge 
mag fallen, daß der Name des 
Montage-Großmeisters Klaus 
Staeck fehlt; um den Weltfrie- 
den also, darf eine erste Hypo- 
these lauten, geht es hier nicht, 
Haltlos damit auch der Einfall, das 
Werk werbe für die Abrüstung - nein, 
diesmal ist es etwas schwieriger. 

Was sehen wir? Am rechten un- 
teren Bildrand sind, undeutlich zwar, 
jedoch in hinreichender Prägnanz, 
die Konturen einer hügeligen, wohl 
bewaldeten Landschaft zu erkennen. 
Darüber breitet sich das großflächig- 
ste Element der Montage: ein wol- 
kenloser Himmel, der sich ins End- 
lose, ja Werkübergreifende zu weiten 
scheint, Die Zeichen sind deutlich: 
Wald und blauer Himmel - was für ein 
wunderschöner Tag! 

Hier dann der Schock: Ein unge- 
heurer, das gesamte linke Bilddrittel 
beherrschender Fels, aus dem Wald 
herkommend, frißt sich in die Höhe. 
Endtos ist er wie der Himmel, doch 
vielmal stärker. Ein surreal-unwirkli- 
cher, ein expressionistischer Dämon: 
archaisch-selbstgewiß, wenn doch 
auch arg verwachsen und gebrök- 
kelt. 

Schroff durchbricht der Fels das 
gewissermaßen Humane der ande- 
ren Elernente: die Zugänglichkeit des 
Waldes wie die heitere Offenheit des 


Himmels. Wir haben ein klassisches 
Spannungsfeld vor uns. 

Darin hängt, zwischen Himmel und 
Erde, ein Mensch. Der Mensch? Aber 
so weit sind wir noch nicht, Schön 
eins nach dem andern. 

Ein Mensch also. Ängeschnallt sitzt 
er, genau quer zum Fels, auf einem 
Räderwerk -— dem Archetypus der 
Maschine. Eigentlich müßte der 
Mensch herunterfatlen. "Der 
Mensch", läßt Bertolt Brecht einmal 
einen Bischof sagen, "kann nicht flie- 
gen.” 

Doch dieser hier bleibt in der 
Schwebe. An der ihm verbundenen 
Maschine sind Seile befestigt, die 
weiter oben im Fels verschwinden. 

Wo? Wer oder was mag da ziehen? 
Wird da überhaupt gezogen? Wird 
nicht, im Gegenteil, Seil abgelassen? 
Wird es überhaupt halten? Die 
Knüpps scheinen doch sehr proviso- 
risch... 

Ein erster Deutungsversuch: Die 
Technik, die Maschinisierung, ist ein 
Fluch. Die moderne Welt steckt in der 
Klemme (in der Schwebe). Vor uns 
liegt das reine Nichts bzw. eine Kata- 
strophe (die Knüpps!); zurück aber 
kann die Menschheit auch nicht 
mehr: Dort droht Wildnis, Dunkelheit 
und Barbarei (der Wald). Für diese 
Deutung spräche, daß beide Füße 


des Abgebildeten in den Fels mon- 
tiert sind: ein Verweis auf die Figur 
des Tantalus in der griechischen My- 
thologie. Lagen bei diesem Nahrung 
und Wasser in unerreichbarer Nähe, 
sind es hier Gipfel und Boden - bei 
der kleinsten Bewegung schnappt 
der Fels zu, der Fortschritt der 
Menschheit führt zum Stillstand im 
Unhaltbaren. Mit anderen Worten: 
Die Menschheit hängt heute prak- 
tisch in der Luft. 

So gefällig eine derartig kultur- 
pessimistische Interpretation nun 
aber klingen mag, so sicher läßt sie 
doch eine garze Ebene des Werkes 
außer acht: die der gesellschaftlichen 
Psychologie. Der hier Abgebildete 
zeigt, erkennbar unbeeindruckt vom 
objektiven Verhängnis, Engagement. 
Wie sein Körper ist auch sein Blick 
einem vermeintlichen Gipfel zuge- 
wandt; die Idee, es gäbe ein Ziel, 
scheint ihm noch durchaus vertraut. 
Der Abgebildete leistet Arbeit: Er ist, 
wie man wohl sagt, arm Räderwerk 
zugange. Was, so darf-man fragen, 
soll er auch anderes tun? 

"Genau damit aber wird der Abge- 
bildete zum Symbol des falschen, 
weil ziellos gewordenen Leistungs- 
begriffs der industriellen Moderne. 
"Leistung muß sich wieder lohnen”, 
sagt zwar der Bundeskanzler. Ob 


sich aber das Leben bald noch lohnt, 
ist fraglich (Atomkrieg, Giftmült, Quel- 
lensteuer). So erklimmt () das Brutto- 
sozialprodukt zwar immer neue Hö- 
hen {!}, die Menschheit aber bewegt 
sich dem Abgrund zu - auch darum, 
weil der einzelne nicht stark genug 
ist, dem herrschenden Blödsinn zu 
entsagen. 

Erst jetzt erschließen sich die ein- 
zelnen Elemente der Photomontage 
einem wirklich konkreten Verständ- 
nis. Mit wieviel Bedacht ist etwa die 
Felswand gewählt! Unfehlbar weckt 
sie nun Assoziationen an den, der die 
narrisch gewordene Menschheit ge- 
genwärtig am wohl professionellsten 
symbolisiert: Seine Durchgeknalttheit 
Reinhold Messmer. 

Ob er’s am Ende sein soll? Freilich, 
es fehlt der Bart, und die ansonsten 
braunen Wildmannlocken scheinen 
per Kreideteig in Helmform gebracht. 
Derartiges kennt man von den Stein- 
zeitvölkern des amazonischen Ur- 
walds. Will uns der Künstler vermit- 
teln, daß sich in Messmers Reinhold 
der Kreis der Menschheitsgeschichte 
schließt? Daß in ihm die Hochzivilisa- 
tion wieder eins wird mit der frühen 
Halbaffenzeit, steindumm wie nur 
was? 

Wahrscheinlich. 

Dagegen spricht allerdings das Rä- 
derwerk. Einem zweiten Blick näm- 
lich enthüllt es sich als einer jener 
Sitzrollwagen, wie ihn Gehbehinderte 
zur Fortbewegung nutzen. Aber ist 
denn - Messmer behindert!? Eben 
nicht, möchte man sagen, das ist es 
ja gerade, daß der Mann so gut zu 
Fuß ist - dieser Lump, bei Gott, ist ja 
eben vollständig übermotorisch, dem 
laufen die Füße ja, wie sie wollen, und 
kein Hirn steht auf, sie zu zügeln - 

Messmer kann es alsc nicht sein. 
Bzw., um endlich fertig zu werden: Ist 
andererseits nicht gerade Messmer 
gehindert, ein halbwegs sinnreiches 
Leben zu führen? Klar. Und sind wir 
nicht alle kleine Messmers? Doch- 
doch. Und heißt nicht das Buch eines 
kritischen Philosophen "Reflexionen 
aus dem beschädigten Leben”? Aha. 

Und darum geht’s dem Künstler 
dann ja wohl: Ob behindert oder 
nicht, eine Schacke haben wir alle, 
eine Schacke hast auch Du. Und ba- 
sta. 


Tschüß a] 
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‚kostenloses Probeexemplar antordern 


Ich abonnıera dıe ramdschew tur ! Jahr Wenn ıch das Ab- 
annement nıcht? Monate vor ADlauf kund:ge, verlangert sıch 
das Abonnement automatısch um i Jahr 


Geworben hat mıch Ihr Abonnemant/ın ! 

Name 

Straße 

on 

schickt ıhr/ıhm bitte das Buch 

Dafür habe ich DM 20,- 
uberwiesen auf das Konto 


CeBeeF-Köln — die randschau 
Konto-Nr. 153 30—508 (BLZ 370 100 50) 
Postgiroamt Köln 

aınen Scheck ba:gefugt 


Lieferung 30 
(auch ruckwirkend) 


Name ’ 
Straße 
On | 


Datum Unterschriti 


Ich abonnıere dıe ramdschew tur : Janr Wenn ıch das Ab 
onnementnıcht2 Monate yo’ Ablautkungige veriangertsien | 
das Abannament automatısch um t Jahr 


Geworben hat mich Ihr Abonnementin 

Name 

Strada 

On 

schickl ıhr/inm bilte das Bucn 

Dafür habe ıch DM 20.- 
uberwiesen auf das Konto 


CeBeerF-Köln — die randschau 
Konto-Nr. 153 30—508 (BLZ 370 109 50) ' 
Postg:roamt Köln 

einen Scheck beigetug! 


Lieferung 35 
auch ruckwirkend; 


Name D 
Straße 
On 


Umterschrti 


„Ich destelle eıne Probdexassette der die 
randschau fu: Blinde ur OM5.— 


ich abonnıere dıe die randscheu iur Blinde 
zunächst für 6 Ausgaben (DM 30,-) 


Die Probekassette muß 3 Wochen nach Ernalt 
wieder zurückgeschickt werden. Wenn ıcn Gas 
Abonnement nıcnt vor Erhalt der Kassette kuncı- 
ge, verranger sıch das Abonnement auioma- 
bsch 


Ich nape den zu zahlenden Betrag 


uberwiesen »ut das Konto 


CsBserF-Köln — die randschau 
Konto-Nr. 153 30—508 (BLZ 370 10050) 
Prstgiroamt Köln 


as Scheck beigelegt. 
Name 
Stralle 


On 


Datum Unterschrift 


Postkarte / | 
Antwort 
Be 
trernachen 
[7 
die randschau 


POHLMANSTR.3 


5000 KÖLN 60 


Postkarte / | f 
Antwort | 
Bırte 
tamachen 
® 
die randschau 


POHLMANSTR.3 
5000 KÖLN 60 


Postkarte / 
Antwort 


| Be 
| freımachen 


I 


die randschau 


POHLMANSTR.3 


5000 kÖLN 60 


XS a Aa A ee 
on 4 | ER IE d 


Schmerz, 
der nicht 
aufhören will 


Ungewißheit und Angst beherrschten 
16 lange Jahre die Gefühle der Men- 
schen in Chile. Zehntausende wurden 
direkte Opfer des Staatlichen Terrors, 
wurden gefoltert und verschleppt oder 
mußten leidvoll miterleben, wie Ange- 
hörige für immer verschwanden. Jene, 
die das Trauma körperlicher und seeli- 
scher Folterqualen überlebt haben, 
machen heute die Erfahrung, daß ihr 
Leid fortdauert. 


Wie bei einem schwelenden Brand, 
dessen Flammen zwar verschwun- 
den sind, der sich aber jederzeit 
wieder entzünden kann, haben 
sich die traumatischen Erlebnisse 
in den Menschen festgesetzt. Von 
den Opfern oft unbemerkt ver- 
giften sie das individuelle und 
gesellschaftliche Leben. 


Der Schrecken, der die chileni- 
sche Gesellschaft als Ganzes trau- 
matisiert hat, muß nun verarbei- 
tet werden: gesellschaftlich vor 
allem, aber auch individuell. Nicht 
die verleugnung, das schnelle 
vergessen des Terrors, hilft, son- 
dern seine bewußte Aufarbei- 
tung. Das privat erfahrene Leid 
des Einzelnen muß »entpri- 
vatisiert» und als Folge der krank- 
machenden Diktatur erlebbar 
werden. Dazu kann Psychothera- 
pie beitragen. 


medico international hat für die 
chilenischen Therapieeinrichtun- 
gen einen zentralen Hilfsfonds 
eingerichtet, aus dem die Be- 
handlung der traumatisierten 
Menschen, die spezielle Weiterbil- 
dung des therapeutischen Perso- 
nals und die Unterstützung der 
Organisationen der Familienange- 
hörigen ermöglicht werden sol- 
len. Weil diese Arbeit heute, mit 
dem Ende der Diktatur, von größ- 
ter Notwendigkeit ist, bitten wir 
um Ihre Spende. 


Helfen Sie mit, daß die 
bewußte Verarbeitung des 
Schreckens, die weitestmögli- 
che »wiedergutmachung« und 
die Hilfe für die Opfer der Dik- 
tatur gelingen kann. 


Spendenkonten: 

1800 Frankfurter Sparkasse 
6999-508 Postgiroamt Köln 
Stichwort: Folteropfer in Chile. 
Fordern Sie weitere Informationen an’ 


medico international 


öbermalinantage 7, 6000 Frankfurt 7, Tel. 069/4990041 


